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Betreff: Vorhaben 2, Abschnitt D Alternative Niedernhausen D3 

Gespräch am 11. April 2022 

 

 

Sehr geehrter Herr Präsident Müller, 

Sehr geehrter Herr Otte, 

Sehr geehrter Herr Dr. Karrenstein, 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

für das sehr freundliche Gespräch, das am 11.04.2022 auf Ihrer elektronischen Plattform statt-

gefunden hat, danken wir Ihnen. In dem Gespräch haben wir Ihnen sowie den teilnehmenden 

Vertretern des Hessischen Wirtschaftsministeriums und den teilnehmenden ParlamentarierIn-

nen des Hessischen Landtags und des Bundestags zugesagt, unter fachlicher Einbindung der 

Kreisverwaltung des Rheingau-Taunus-Kreises und der Bürgerinitiative Umweltschutz Nie-

dernhausen Eppstein e.V. (BI) binnen einer Frist von drei Wochen eine kompakte Analyse zur 

Alternativenprüfung – Antragskorridor der Amprion verglichen mit der Alternative Niedern-

hausen D3 – vorzulegen. Dieser Zusage kommen wir hiermit nach! 

 

 

 

 

Freiburg, 02.05.2022  unser AZ: 22/126-KUP/kle 

Rechtsanwalt Prof. Dr. Dominik Kupfer   (Bitte angeben) 

Sekretariat Nicola Maier 

Durchwahl +49(761)21114937 
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A. Die Alternative Niedernhausen D3 in der Bundesfachplanung 

Bereits mit Einwendungsschriftsatz vom 16.08.2018 hat die Gemeinde Niedernhausen gegen-

über der Bundesnetzagentur insbesondere eingewendet, dass es zu der Antragsvariante der Vor-

habenträgerin – die Höchstspannungsfreileitung mitten durch die Wohnbereiche der Gemeinde 

Niedernhausen zu führen – mehrere Alternativen gibt, die allesamt noch nicht in einer Tiefe 

untersucht waren, die eine abschließende Entscheidung über die Linienführung erlaubt. 

 

Einwendungsschriftsatz der Gemeinde Niedernhausen v. 16.08.2018, C.II.3.3 ab S. 156. 

 

Unter 3.3.4 (S. 159 des Einwendungsschriftsatzes) hat die Gemeinde dann unter Verweis auf 

die Anlage 33 des Schriftsatzes ausdrücklich auf eine Linienführung verwiesen, nach der der 
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Leitungsverlauf nicht mitten durch die Wohnbereiche von Niedernhausen, sondern östlich an 

der Wohnbebauung vorbei – zwischen Oberjosbach im Westen und Ehlhalten im Osten – führt. 

 

Vorläufer für die heutige Alternative Niedernhausen D3 war die am 15.05.2019 von der Vor-

habenträgerin in Bad Schwalbach selbst vorgestellte „Konglomerationsvariante-Variante 3 öst-

lich“. Hier hatte die Vorhabenträgerin im Termin zunächst eingeräumt, dass bei dieser Ver-

schwenkung keine Einschränkungen vorlägen, um hierauf knapp festzustellen, dass sich diese 

Alternative nicht aufdränge. In den Unterlagen wiederholte sich regelmäßig der Satz: „Die Al-

ternative drängt sich nach aktuellem Kenntnisstand im direkten Vergleich zur Nutzung bereits 

bestehender Maste (Planungsziel) nicht auf.“ 

 

Ultranet Abschnitt D (Weißenthurm – Riedstadt), Alternative Trassenverläufe, Unter-

lage zu den Fachgesprächen vom 15.05.2019 und 16.05.2019, S. 51–54. 

 

Dies hat in der Region zu erheblichem Erstaunen geführt. Herr Staatsminister Al-Wazir hat dies 

in seinem Schreiben vom 29.05.2019 an den vormaligen Präsidenten der Bundesnetzagentur 

zum Ausdruck gebracht.  

 

Die Ermittlung der Auswirkungen der Verschwenkungen durch die Amprion zielte allein darauf 

ab, die zusätzlichen Belastungen durch den Neubau der Trasse darzustellen. Mögliche Entlas-

tungen, wie die geringere Belastung der betroffenen Anwohner durch Lärm oder elektromag-

netische Felder oder das Freiwerden von potentiellen Bauflächen in einem eng besiedelten Ver-

dichtungsraum, wurden nicht untersucht. So wurde gefordert, die Verschwenkungslösungen in 

der gleichen Tiefe zu prüfen wie die Bestandstrasse. Ebenso sei in die Prüfung einzubeziehen, 

dass die im Korridor der Bestandstrasse bestehenden zusätzlichen Leitungen mitverschwenkt 

werden.  

 

Die Gemeinde Niedernhausen und die BI haben die Ansätze der Konglomerationsvariante auf-

gegriffen und zur Alternative Niedernhausen D3 weiterentwickelt. Diese wurde dann in dem 

Beschluss der Gemeindevertretung der Gemeinde Niedernhausen am 21.08.2019 mit breiter 

Mehrheit bestätigt.  

  

Mit Schreiben vom 22.08.2019 hat die Gemeinde Niedernhausen diesen Verschwenkungsvor-

schlag konkretisiert und als „Verschwenkungsvorschlag D3“ gegenüber der BNetzA in das 

Verfahren eingeführt.  
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Die Alternative D3 fädelt von Norden kommend zwischen den Ortschaften Lenzhahn (Ge-

meinde Idstein) und Oberseelbach (Gemeinde Niedernhausen) aus dem ursprünglichen Tras-

senkorridor (Mast 164) in östlicher Richtung aus. Östlich von Lenzhahn verläuft sie in südöst-

licher Richtung, um zwischen Ehlhalten (Gemeinde Eppstein) und Oberjosbach (Gemeinde 

Niedernhausen) in südwestliche Richtung zu schwenken. Nordwestlich von Niederjosbach (Ge-

meinde Niedernhausen) trifft sie dann wieder auf den ursprünglichen Trassenkorridor und fä-

delt südlich des Hartemus am Mast 180 wieder ein.  

 

Kerngedanke der alternativen Korridor- und Leitungsführung ist – nach wie vor –, den Sied-

lungsbereich der Gemeinde Niedernhausen nicht zu durchschneiden, sondern östlich zu umge-

hen. Es soll und wird überhaupt kein Siedlungsbereich durchquert werden. Die Alternative Nie-

dernhausen D3 könnte auf Niedernhausener Gemarkung errichtet werden und verläuft über 

knapp ca. 500 m an der Grenze zur Gemarkung Ehlhalten (Gemeinde Eppstein). 
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Im Rahmen des Erörterungstermins, der ab Montag, dem 02.09.2019, in der Stadthalle Limburg 

stattgefunden hat, wurde dieser „Verschwenkungsvorschlag D3“ von den Vertretern der Ge-

meinde mündlich vorgestellt und mit der Vorhabenträgerin sowie der BNetzA diskutiert.  

 

BNetzA, Erörterungstermin Bundesfachplanungsverfahren, Vorhaben Nr. 2 BBPlG Ab-

schnitt D, Limburg, 2. bis 6. September 2019, Protokoll, S. 386 ff. 

 

Die BNetzA hat der Vorhabenträgerin aufgegeben, den Verschwenkungsvorschlag D3 zu prü-

fen.  

 

„Der Vorteil der Alternative ist in der Tat, dass sie offenbar weitestgehend mit allen 

Betroffenen abgestimmt ist, und dass sie für diese in der Tat schwierige Situation, die 

wir vor Ort in Niedernhausen haben, jedenfalls eine potenzielle Lösung bereithält. Ob 

die gangbar ist, muss man schauen. Aber ich denke, wir sollten heute aus dem Termin 
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heraus die Botschaft an die Bürgerinnen und Bürger in Niedernhausen aussenden, dass 

das eine Variante ist, die ernsthaft geprüft wird.“ 

  

Konferenzleiter der BNetzA, in: BNetzA, Erörterungstermin Bundesfachplanungsver-

fahren, Vorhaben Nr. 2 BBPlG Abschnitt D, Limburg, 2. bis 6. September 2019, Proto-

koll, S. 389: 

 

Das Ergebnis ihrer Prüfung hat die Vorhabenträgerin dann in Form eines Erläuterungsberichts 

in das Verfahren eingeführt. 

 

 ERM im Auftrag der Amprion, Alternative Niedernhausen D3, August 2020. 

 

Der von der Vorhabenträgerin angestellte Variantenvergleich war Gegenstand sowohl der 

Nachbeteiligung, die die BNetzA vom 31.08.2020 bis zum 02.11.2020 durchgeführt hat, als 

auch des Fachgesprächs am 11.04.2022. 

 

 

B. Der Variantenvergleich der Vorhabenträgerin 

In ihrem Erläuterungsbericht bestätigt die Vorhabenträgerin zunächst, dass die Alternative D3 

prüffähig ist: 

 

„Die in der Einwendung beschriebene Alternative war hinreichend bestimmt. Lediglich 

eine geringfügige Anpassung der Anbindung an bestehende Maststandorte der Bl. 4127 

wurden vorgenommen.“ 

 

ERM für Amprion, Alternative Niedernhausen D3, August 2020, S. 3-1.  

 

Dann führt die Vorhabenträgerin aus, dass dem Trassenvorschlag D3 weder zwingende recht-

liche noch zwingende tatsächliche Gründe entgegenstehen – es sich bei dem Vorschlag viel-

mehr um eine ernsthaft in Betracht kommende Alternative handele. 

 

„Der Alternative stehen keine zwingenden rechtlichen Vorgaben oder technische 

Gründe entgegen und sie lässt sich mit den Projektzielen vereinbaren. … 

Die Alternative wurde einer ersten fachlichen Vorprüfung unterzogen, deren Ergebnis 

nach sie nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand mit großer Wahrscheinlichkeit 

verträglich im Sinne der FFH-Richtlinie  (…) ist. (…) 

 

Die art(gruppen)spezifische Prognose zeigt, dass für keine der im Bereich der Alterna-

tive zusätzlich durch die Auswirkungen der LK6 potenziell betroffenen Arten, (…), (…) 

das Eintreten von Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten ist. 
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Die Alternative kommt somit ernsthaft in Betracht.“ (Hervorhebungen nicht im Origi-

nal) 

 

ERM für Amprion, Alternative Niedernhausen D3, August 2020, S. 4-1. 

 

Schließlich kommt die Vorhabenträgerin dann aber aufgrund ihres Korridorvergleichs  zu dem 

Ergebnis, dass die Alternative D3 doch nicht vorzugswürdig sei. 

 

„Im Vergleich ist die Alternative dem Vorschlag gegenüber nicht vorzugswürdig. Die 

Alternative wird abgeschichtet. Eine Betrachtung im weiteren Planungsverfahren er-

folgt nicht.“ 

 

ERM für Amprion, Alternative Niedernhausen D3, August 2020, S. 1-1. 

 

Für den aus Sicht der Vorhabenträgerin somit entscheidenden, auf der 2. Prüfstufe durchzufüh-

renden Korridorvergleich setzt sich die Vorhabenträgerin die folgende Prämisse: 

 

Der Antragskorridor wirke sich auf eine Fläche von ca. 596 ha, der Alternativkorridor 

auf eine Fläche von ca. 779 ha aus. „Die Flächengröße des Vorschlagskorridors ist ge-

ringer als die Flächengröße des Korridors der Alternative Niedernhausen D3. Da die 

Flächengröße des Trassenkorridors die Grundlage aller Kriterien für den Ver-

gleich bildet, geht sie nicht als eigenständiges Kriterium in den Vergleich ein.“ (Her-

vorhebung nicht im Original) 

 

ERM für Amprion, Alternative Niedernhausen D3, August 2020, S. 9-1. 

 

Selbst die immissionsschutzrechtlichen Belange gewichtet die Vorhabenträgerin flächenbezo-

gen.  

 

 ERM für Amprion, Alternative Niedernhausen D3, August 2020, S. 9-6. 

 

Hinsichtlich der kommunalen Belange ist auf S. 9-10 zu lesen: 

 

„Hinsichtlich der Ausweisung der kommunalen Bauleitplanung bestehen zwischen dem 

Vorschlagskorridor und der Alternative keine Differenzierungsmöglichkeiten.“ 

 

Die Ausführungen der Vorhabenträgerin zu den kommunalen Belangen sind schlicht ungenü-

gend. 

 

Die zweizeilige Behandlung der kommunalen Belange ohne Erwähnung der baupla-

nungsrechtlichen Situation ist nicht nachvollziehbar. 

 

Vergleicht man mit Blick auf die kommunalen Belange einen mitten durch die Wohn-

bereiche einer Gemeinde führenden Trassenkorridor mit einem Trassenkorridor, der um 
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diese Wohnbereiche außen herumführt, ist es unplausibel, wie insoweit keine Differen-

zierungsmöglichkeit bestehen soll. 

 

Die Flächengröße zur Grundlage aller Vergleichskriterien zu machen ist in doppelter Hinsicht 

verfehlt: 

 

Zwar ist die in Anspruch genommene Fläche ein relevantes Vergleichskriterium – aber eben 

nur eines unter vielen anderen. 

 

Dann ist das Kriterium „Betroffene Fläche“ keine für alle Vergleichskriterien geeignete Be-

zugsgröße. Im Fokus der immissionsschutzrechtlichen Betrachtung – Lärm und elektrische so-

wie magnetische Felder – steht gemäß dem in § 3 Abs. 2 BImSchG normierten akzeptorbezo-

genen Schutzansatz der Mensch, nicht aber eine Fläche. Bei der Untersuchung und Bewertung 

von Lärm und der Auswirkungen von elektrischen und magnetischen Feldern geht es nicht da-

rum, wie groß die Fläche ist, die beschallt bzw. bestrahlt wird, sondern um Menschen. Es ist zu 

fragen und zu bewerten, wie viele Menschen mit welcher Intensität bei der Realisierung des 

jeweiligen Trassenkorridors von Lärm bzw. von Strahlung betroffen werden. 

 

Im Ergebnis ist festzuhalten: Der von der Vorhabenträgerin vorgelegte Alternativenvergleich 

ist nicht belastbar. Er ist durch eine mangelfreie Untersuchung zu ersetzen. 

 

 

C. Anforderungen an eine rechtsfehlerfreie Alternativenprüfung 

I. Rechtlicher Maßstab 

Anders als in der Planfeststellung – deren Gegenstand die Zulassung eines konkreten Vorha-

bens ist – zeichnet sich die der Planfeststellung vorgelagerte Bundesfachplanung dadurch aus, 

dass deren Gegenstand „lediglich“ die Festlegung eines Trassenkorridors ist. Somit kommt der 

Trassenfindung die alleinige zentrale Rolle in der Bundesfachplanung zu. Demzufolge nimmt 

die Untersuchung alternativer Linienführungen in der Bundesfachplanung eine noch einmal 

wichtigere Position ein, als dies ohnehin bereits in der Planfeststellung der Fall ist. 

 

„Zentral für die Akzeptanz der gewählten Trassenkorridore ist die Prüfung von ernst-

haft in Betracht kommenden Alternativen. Diese können durch den Vorhabenträger, 

die Träger öffentlicher Belange, insbesondere die Raumordnungsbehörden der Länder, 

in den Verfahren nach den §§ 7 und 9, oder durch andere Beteiligte in das Verfahren 
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eingeführt werden. Sofern Alternativen von Trassenkorridoren ernsthaft in Betracht 

kommen, sind diese eben falls Gegenstand der Prüfung (Satz 3).“ 

 BT-Drs. 17/6073, S. 24. 

 

Der Alternativenprüfung kommt 

 

„auch und gerade für die Bundesfachplanung eine entscheidende und nicht zu unter-

schätzende Bedeutung zu, sodass sie in der Gesetzesbegründung zu Recht als zentraler 

Gesichtspunkt für die Akzeptanz der gewählten Trassenkorridore herausgestellt wird“. 

 

Appel, in: Säcker, EnergieR, § 5 NABEG Rn. 140. 

 

Die Bedeutung gerade einer rechtlich und fachlich überzeugenden Prüfung alternativer Tras-

senkorridore kommt auch im Gesetzeswortlaut unmittelbar zum Ausdruck: 

→ § 12 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 NABEG, 

→ § 5 Abs. 4 S. 1 NABEG, 

→ § 6 S. 7 Nr. 3 NABEG und 

→ § 7 Abs. 3 S. 4 NABEG. 

 

Während das Gesetz somit keinen Zweifel an dem „Ob“ und der Bedeutung der Prüfung alter-

nativer Trassenkorridore in der Bundesfachplanung lässt, enthält es hinsichtlich des „Wie“, also 

der Art und Weise der Durchführung dieser Prüfung keine Vorgaben. Folglich gelten die für 

die Alternativenprüfung allgemein geltenden Grundsätze. Im Grundsatz ist also von Folgendem 

auszugehen: 

 

Es liegt in der Gestaltungskompetenz – und in der Abwägungsverpflichtung – der 

BNetzA, einen alternativen Trassenkorridor festzulegen, wenn sie einen solchen 

für vorzugswürdig (schlicht: besser) hält. 

 

Zwar ist es die Vorhabenträgerin – hier die Amprion GmbH –, die die Bundesfachplanung ini-

tiiert und die Planunterlagen ausarbeitet bzw. ausarbeiten lässt. Gleichwohl ist es nicht die Auf-

gabe der BNetzA, die am Handlungsziel der Vorhabenträgerin ausgerichtete optimale Ausge-

staltung des Trassenkorridors zuzulassen. Vielmehr ist es die Aufgabe der BNetzA, für eine 

möglichst sachgerechte und ausgewogene Einbindung des Trassenkorridors in seine Umgebung 

zu sorgen. 
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Vgl. Kupfer, in: Schoch/Schneider, VwVfG, Werkstand: 1. EL August 2021, Vorbe-

merkung § 72 Rn. 19. 

 

Die BNetzA ist somit nicht darauf beschränkt, zu prüfen, ob sich die von der Gemeinde Nie-

dernhausen favorisierte Korridoralternative als „eindeutig bessere Variante aufdrängt“. Denn 

dieser enge Maßstab des „Sichaufdrängenmüssens“ ist der Maßstab einer, dem Abschluss von 

Bundesfachplanung und Planfeststellungsverfahren nachfolgenden, gerichtlichen Prüfung. An-

ders als der BNetzA steht der die Bundesfachplanung und Planfeststellung lediglich kontrollie-

renden Rechtsprechung jedoch keine planerische Gestaltungskompetenz zu. Die Rechtspre-

chung ist darauf beschränkt, die Planungsentscheidungen der Behörde auf das Vorliegen von 

Rechtsfehlern zu kontrollieren. 

 

Kupfer, in: Schoch/Schneider, VwVfG, Werkstand: 1. EL August 2021, Vorbemerkung 

§ 72 Rn. 22. 

 

Bevor es zu einer gerichtlichen Kontrolle kommt, hat vorliegend die Bundesnetzagentur zu-

nächst im Rahmen der Bundesfachplanung ihre weitergehende Gestaltungskompetenz auszu-

üben und insbesondere die von Dritten in das Verfahren eingebrachten Alternativen zu prüfen. 

Dementsprechend ist die BNetzA nach § 7 Abs. 3 S. 4 NABEG nicht an den Antrag der Vor-

habenträgerin gebunden. 

Im Ergebnis hat die Bundesnetzagentur schlicht und einfach zu fragen und im Hinblick auf alle 

relevanten Belange zu untersuchen, 

 

ob die Alternative Niedernhausen D3, also die Umgehung der Wohnbereiche der 

Gemeinde Niedernhausen, eine sachgerechtere und ausgewogenere Einbindung 

des Trassenkorridors in seine Umgebung erlaubt als die von der Vorhabenträgerin 

favorisierte Durchquerung der Ortslage der Gemeinde. 

 

 

II.  Anforderungen an die zu wiederholende Alternativenprüfung 

Oben – unter B (ab S. 8) – wurde bereits dargestellt, dass die von der Vorhabenträgerin vorge-

legte Alternativenprüfung mit Blick auf den dort angestellten Korridorvergleich ungeeignet ist, 

der BNetzA als Grundlage für die Beantwortung zu dienen, ob nun die Antragsvariante der 

Vorhabenträgerin oder die von der Gemeinde Niedernhausen und der BI favorisierte Alterna-

tive D3 eine sachgerechtere und ausgewogenere Einbindung von Ultranet in das Gebiet der 
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Gemeinde Niedernhausen ermöglicht. Jedenfalls hätte die Vorhabenträgerin nicht allein die 

Größe der betroffenen Fläche als Grundlage aller Vergleichskriterien bestimmen dürfen. 

 

Für den nachzuholenden Korridorvergleich gilt:  

­ Zunächst sind die Gemeinde Niedernhausen und ihre Einbindung in die Region zu skiz-

zieren. Der städtebauliche Charakter und die regionale Einbindung der Gemeinde Nie-

dernhausen bilden den Rahmen, in den das Vorhaben sachgerecht und ausgewogen ein-

zubetten ist (1). 

­ Dann sind die Auswirkungen jeder der beiden Varianten gesondert – je für sich und 

jeweils gemessen an der heutigen Situation – exakt herauszuarbeiten (2 und 3). 

­ Schließlich sind die Auswirkungen der beiden Varianten miteinander zu vergleichen 

und zu bewerten (4). 

 

 

1. Die Gemeinde Niedernhausen  

Die Gemeinde Niedernhausen besteht aus den sechs ehemals selbständigen Gemeinden Engen-

hahn, Königshofen, Niedernhausen, Niederseelbach, Oberjosbach und Oberseelbach als Orts-

teilen. Durch das Gemeindegebiet verlaufen in west-östlicher Richtung durch das Autal die 

Eisenbahngleise der Main-Lahn-Bahn von Frankfurt am Main nach Limburg an der Lahn. Süd-

lich und parallel hierzu laufen die Bundesautobahn 3 und die ICE-Schnellfahrstrecke Köln-

Rhein/Main. Von dort ist das bestehende Leitungskonglomerat gut sichtbar.  

 

In der Kerngemeinde Niedernhausen wohnen über die Hälfte der knapp 15.000 Einwohner; hier 

liegen auch die betroffenen Wohngebiete Lenzhahner Weg und Schäfersberg.  

 

Vor dem Hintergrund, dass 

→ Niedernhausen in seiner weiteren städtebaulichen Entwicklung durch die Tallage grund-

sätzlich auf eine Nachverdichtung innerhalb bestehender Baugebiete beschränkt ist, 

→ die Nachverdichtung aber ihrerseits durch die Bestandsleitungen in der Ortslage er-

schwert ist, 

wird deutlich, dass es durch das Vorhaben zu einer Erdrosselung der letzten, der Gemeinde 

verbleibenden städtebaulichen Entwicklungsmöglichkeit – nämlich der 
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innerörtlichen Nachverdichtung – kommen wird. Das ist eine außergewöhnlich schwere Belas-

tung. Es geht nicht nur darum, dass die städtebauliche Entwicklung erschwert wird. Es geht 

darum, dass die Nachverdichtung als einzig belastbare Möglichkeit zur weiteren städtebauli-

chen Entwicklung von Niedernhausen durch das Vorhaben versperrt werden wird. Somit wird 

die Gemeinde in der Folge des Vorhabens überhaupt keine städtebauliche Entwicklungsmög-

lichkeit mehr haben.  

 

 

2. Antragsvariante – Korridorführung  durch den Ort 

Die Vorhabenträgerin sieht vor, für das Ultranet-Vorhaben die Bestandstrasse zu nutzen und 

richtet danach den Korridorverlauf aus. 

 

 

2.1 Von Amprion vorgesehene Maßnahmen 

2.1.1 Leitungsverlauf der Antragsvariante 

Die Leitung der Antragsvariante verläuft, von NNW kommend, ab der L 3273 (Mast 164) über 

1,5 km Richtung Eselskopf, knickt dort nach SO (130 )̄ und verlässt nach weiteren 500 m die 

70 m breite Waldschneise und erreicht das reine Wohngebiet Lenzhahner Weg. Sie durch-

schneidet es komplett auf einer Länge von über 750 m, überspannt ein Biotop und erreicht 

sodann das Wohngebiet Schäfersberg am Mast 176, das auf 500 m Länge überspannt wird. Die 

Leitung verläuft geradlinig über den Hartemus, weiter bis Mast 180 in Richtung Niederjosbach. 

 

Die Leitung wird zwischen den Masten 164 und 180 von der 110 kV-Trasse der DB-Ener-

gie/Westnetz (4 AC-Systeme) sowie zwischen den Masten 176 und 180 von dem Syna-110 kV-

Verteilnetz (2 AC-Systeme) begleitet. Letzteres knickt ab Mast 176 westlich zum Umspann-

werk Hammergrund ab und wird von dort in Richtung Nordnordwest durch das reine Wohnge-

biet Lenzhahner Weg und Farnwiese (im Bau) Richtung Bleidenstadt fortgesetzt. Der vorgese-

hene Leitungsverlauf der Antragsvariante entspricht so der heutigen Situation. 
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2.1.2 Seile, Masterhöhungen und Maststandorte auf der Antragsvariante 

Die Vorhabenträgerin führt aus, dass sie die bestehenden Maste lediglich verstärken respektive 

erhöhen und neu beseilen will.  

 

Vorgestellt hat die Vorhabenträgerin Stahl-/Aluminiumseile Typ 265/35 AL/ST. 

 

Amprion 2018, Anhang A1.2.3 Bl. 3 und A1.3.2 Bl. 12.  
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Sollten dagegen aus Lärmschutzgründen Leiterseile des Typs 560/50 AL/ST erforderlich wer-

den, würde sich die statische Belastung der Maste und Fundamente verdoppeln.1 

 

Freileitungs-Gesellschaft mbH & Co KG: Alu-Stahlseile DIN 48204-4/84.  

 

So sind Mast- und Fundamentverstärkungen, aber auch Masterhöhungen zwingend.   

 

Hiervon geht die Vorhabenträgerin auch selbst aus. In der nachfolgenden Karte hat die Vorha-

benträgerin die Maste mit einem blauen Kreis unterlegt, die von ihr erhöht werden sollen. 

 

 

 

 

                                                 
1 Die Vorhabenträgerin hat selbst angegeben, dass der erwartete Wert über dem zulässigen Grenzwert nach der TA-Lärm 

liegen wird (Anhang A.1.3.3. Blatt 7 der Antragsunterlagen zur Bundesfachplanung). 
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Masterhöhungen auf dem Gebiet von Niedernhausen sind danach geplant für M 173 und 174 

(Lenzhahner Weg) sowie für M 176 (Schäfersberg); ebenso für M 178. Diese Erhöhungen er-

reichen voraussichtlich etwa 12,50 m.  

 

Amprion 2018, S. 3-24.2 

 

Die Masterhöhungen wurden durch die Duldungsverfügung der Bundesnetzagentur vom 

01.04.2022 gegenüber der Gemeinde Niedernhausen zur Zulassung von Baugrunduntersuchun-

gen schließlich bestätigt. Dort (S. 7) führt die Bundesnetzagentur aus, dass die Bestandsmaste 

174 und 176 beibehalten und lediglich erhöht werden sollen. Der Bestandsmast 1163 soll da-

gegen nach aktuellem Planungsstand zurückgebaut und komplett in der Nähe des ehemaligen 

Maststandortes neu errichtet werden.  

 

Inwieweit die geplanten Masterhöhungen von etwa 12,5 Meter in den beiden betroffenen 

Wohngebieten geeignet, sprich ausreichend sind, die Richtwerte der TA Lärm einzuhalten, er-

scheint an dieser Stelle fragwürdig.3 

 

Die Vorhabenträgerin wird danach mittels ggf. untauglichen Masterhöhungen das Wohnumfeld 

in der Antragsvariante weiter beeinträchtigen. Augenfällig ist dies bei dem Mast 176.  

 

                                                 
2 Die Vorhabenträgerin hat bei diversen Informationsterminen vorgetragen, dass die Masterhöhungen wegen ansonsten unzu-

lässig hoher elektromagnetischer Feldstärken unter den Seilen notwendig werden. So ist davon auszugehen, dass über die 

Anzahl der mitgeteilten Masterhöhungen hinaus wesentlich mehr Masten zur Einhaltung des BImSchG erforderlich werden.  

Die Vorhabenträgerin hat auch selbst angegeben, dass der erwartete Wert über dem zulässigen Grenzwert nach der TA-Lärm 

liegen wird (Anhang A.1.3.3. Blatt 7 der Antragsunterlagen). 
3 Erhöhungen von ca. 50 m auf 60 m sind nach ersten Berechnungen eher nicht geeignet, den Schall an den Immissionsorten 

spürbar zu reduzieren. Ў H = 10* log(60m/50m) = 0,79 dB. Bei einem Schallpegel von 49 dB(A) (Datteln 2012-Messungen, 

Amprion) ergäben sich 48,21 dB(A), also kaum eine Verbesserung. Ginge man von den von der Vorhabenträgerin zugrunde 

gelegten 41 dB(A) aus, müsste eine Masterhöhung von 50 m auf 80 m, also um rund 60 %, erforderlich werden, um eine 

Reduktion von 6 dB(A) zu erreichen.  
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So ist nicht auszuschließen, dass die vorgesehene Masterhöhung das von der Vorhabenträgerin 

verfolgte Ziel der notwendigen Lärmminderung nicht erfüllen wird.  

 

Es finden sich zudem keine Sicherheitsbetrachtungen zur Masterhöhung in den Unterlagen. Si-

cherheitsbetrachtungen sollten auf jeden Fall angestellt werden, um die Gefahr eines Umsturzes 

von Masten einzubeziehen. Diese Gefahr drängt sich aufgrund der geringen – durch die Mas-

terhöhung noch geringer werdenden – Entfernung der Maste zur Wohnbebauung und der vor-

gesehenen einseitigen Beseilung geradezu auf. 

 

Bei der einseitigen Beseilung fordert die Bundesnetzagentur  aufgrund der ungleichen Lastver-

teilung – nach den Vorfällen im Münsterland –, dass derartige Sicherheitsbetrachtungen ange-

stellt werden.4  Unklar ist ebenfalls, ob der Einsatz der Leiterseile mit vergrößerten Durchmes-

ser von Beginn an mit neuen Masten erfolgen soll oder erst soweit deren Bedarf nach Erhöhung 

der bestehenden Maste zur Lärmminderung vorgesehen wird.  

 

In keinem dieser Fälle sind aber die aktuellen Masten für die vorgesehene ungleiche Lastver-

teilung ausgelegt. Deren weitere Nutzung sieht die Vorhabenträgerin bei der Leitungsführung 

in der Kerngemeinde von Niedernhausen in der Antragsvariante aber vor.  

 

 

                                                 
4 Der Hinweis, dass dies erst im Zuge der Planfeststellung, nicht aber der Bundesfachplanung geprüft wird, greift 

im Fall des Alternativenvergleichs zu D3 nicht. Soweit die Antragsvariante im Rahmen der Bundesfachplanung 

festgelegt würde, könnten fehlende Sicherheitsbetrachtungen im Zuge der Planfeststellung nicht mehr herangezo-

gen werden, um die Antragsvariante mit dem Vorschlag D3 zu vergleichen.   
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2.1.3 Vorgesehenes Betriebskonzept auf der Antragsvariante 

Das generelle vorhabenbezogene Planungsziel der Vorhabenträgerin ist die Nutzung bestehen-

der Freileitungen durch Umbau/Ertüchtigung (vgl. Amprion GmbH, 2014). Die Vorhabenträ-

gerin gibt an, dass sich dieses Planungsziel aus dem Netzentwicklungsplan 2012 (ÜNB, 2012) 

herleiten lässt. Auch finde es sich im aktuellen NEP Strom 2030 (Version 2019) wieder in der 

Einordnung in das NOVA-Prinzip als Maßnahme zur Netzverstärkung: Neubau in bestehender 

Trasse und Stromkreisauflage/Umbeseilung (ÜNB, 2020). Gleichwohl soll der geplante Gleich-

stromkreis so ausgestaltet werden, dass er temporär im Abschnitt D als Wechselstromkreis be-

trieben werden kann. In Bezug auf die Nutzung bestehender Freileitungen bezieht die Vorha-

benträgerin auch Maste ein, bei denen sie selber davon ausgeht, dass diese an anderer Stelle mit 

anderer Konfiguration neu errichtet werden.  

 

Folgende Betriebskombinationen stehen in der Kerngemeinde Niedernhausen also zukünftig 

im Raum5: 

Bestandsleitung in 380-kV-Wechselstrombe-

trieb 

Ultranet in 380-kV-Gleichstrombetrieb 

Bestandsleitung in 380-kV-Wechselstrombe-

trieb 

Ultranet in 380-kV-Wechselstrombetrieb 

Bestandsleitung in 380-kV-Wechselstrombe-

trieb 

Ultranet im Umschaltmodus 

 

Benachbarte Leitungen, hier die 110 kV-Wechselstromleitungen der Westnetz und der Syna, 

werden von der Vorhabenträgerin nicht einbezogen. Ebenso nicht die Transportleitung der 

Bahn.  

 

 

                                                 
5 Die Vorhabenträgerin versäumt es bislang immer noch, diese Prüfung der von ihr vorgesehenen Betriebsmodi in ihrem je-

weiligen Zusammenwirken zu erfassen, darzustellen und rechtlich korrekt zu würdigen. Wie in unserer Stellungnahme vom 

30.10.2020 schon dargelegt, setzt eine solche voraus, dass das Vorhaben mit Blick auf diese Spezifika – Hochspannungs-

gleichstromleitung, Hybridleitung und Umschaltoption – insgesamt untersucht und rechtlich bewertet wird. Eine sekt-

orale Betrachtung – sei sie ausschließlich auf das neue Leitungssystem „Ultranet“ bezogen oder auf nur eine Betriebsart von 

Ultranet (entweder Gleichstrom oder Wechselstrom) – ist ungenügend. Alle Betriebsmodi müssen in ihrem jeweiligen Zusam-

menwirken mit dem Wechselstrombetrieb der Bestandsleitung erfasst, dargestellt und gewürdigt werden. 
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2.2 Darstellung der heutigen Situation im und entlang des Korridors der Antrags-

variante  

2.2.1 Beschreibung des Korridors der Antragsvariante  

Der Korridor der Antragsvariante wird in den Antragsunterlagen in den Segmenten 01-070 bis 

01-075 ausgewiesen. Dabei umfasst der Korridor der Antragsvariante eine Breite von 1.000 m. 
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2.2.2 Anzahl der Betroffenen, die sich im Korridor der Antragsvariante aufhalten 

Insgesamt sind nach Einschätzung der Gemeinde Niedernhausen in dem Antragskorridor etwa 

5.000 Einwohner dauerhaft betroffen sowie 1.000 Schüler und 300 Kinder in Betreuungsein-

richtungen. Hinzu kommen Besucher des Waldschwimmbades im langjährigen Mittel von 

90.000/a. 

 

 

2.2.3 Planungsrecht in den Flächen im Korridor der Antragstrasse  

Die von der Antragsvariante in Anspruch genommene Fläche im bebauten Bereich der Kern-

gemeinde Niedernhausen ist bauplanungsrechtlich im Wesentlichen als reines und allgemeines 

Wohngebiet qualifiziert. Schließlich erfasst der Korridor der Antragsvariante große Teile der 

Kerngemeinde Niedernhausen.  

 

 

2.2.4 Gebäude und Einrichtungen im Korridor der Antragsvariante  

Im Korridor der Antragsvariante befinden sich eine Reihe von Gebäuden und Einrichtungen 

zur Betreuung von Kindern. Dabei handelt es sich um:  

­ die KiTa Ahornstraße (280 m Entfernung zur Leitung); 

­ die Krippe Schatzinsel (300 m Entfernung zur Leitung); 

­ die KiTa Am Schäfersberg (300 m Entfernung zur Leitung); 

­ die Theißtalschule – ca. 1.000 Schüler (250 m Entfernung zur Leitung); 

­ den Spielplatz am Fuchsbau (0 m Entfernung zur Leitung, da direkt unter der Lei-

tung); 

­ Spielplatz am Dachsbau (10 m Entfernung zur Leitung, da direkt unter der Leitung). 
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2.2.5 Betroffenheit der Wohngebiete „Lenzhahner Weg“ und „Am Schäfersberg“ 

Besonders betroffen sind das reine Wohngebiet „Lenzhahner Weg“6 und das allgemeine Wohn-

gebiet „Am Schäfersberg“7. Die maßgeblichen Bebauungspläne sind in den Jahren 1964 und 

1976 erlassen worden. 

 

Wohngebiet Lenzhahner Weg:  

Im ausgewiesenen Korridor der Antragsvariante nähert sich die bestehende Trasse zwei Kin-

derspielplätzen auf 0 m bzw. 10 m, dem Waldschwimmbad auf 180 m, der Theißtalschule 

(1.000 Schüler) auf 250 m und einer Kita auf 230 m.  

 

 

 

 

Wohngebiet Schäfersberg: 

Dort nähert sich die Trasse bis auf 20 m der Wohnbebauung (Sachsenweg 8) an. 

 

                                                 
6 Vgl. Bebauungsplan der Gemeinde Niedernhausen, Erschließungsgebiet „Am Lenzhahner Weg“ vom 7.7.1963, 

genehmigt gem. § 11 BauGB am 24.7.1964 vom RP Darmstadt. 
7 Vgl. Bebauungsplan der Gemeinde Niedernhausen, Erschließungsgebiet „Schäfersberg“, genehmigt gem. § 11 

BauGB am 30.07.1984 vom RP Darmstadt. 
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2.2.6 Entwicklungsfähigkeit Städtebau  

Schon heute – noch ohne Ultranet in der Ortslage – sind die städtebaulichen Entwicklungsmög-

lichkeiten der Gemeinde Niedernhausen stark eingeschränkt. Im Einzelfall sind Ergänzungen 

(Lücken oder Randbebauung) noch möglich. 

 

Die Siedlungsflächen, die unmittelbar unterhalb der heutigen Trasse mit reinen Wechselstrom-

leitungen liegen, sind heute faktisch nicht mehr nutzbar: Sie sind zum Teil noch als Schreber-

gärten verpachtet (Schäfersberg) bzw. werden in einem Fall als Spielplatz genutzt (Lenzhahner 

Weg).  

 

 

2.2.7 Wert der Flächen im Korridor der Betrachtungskorridor der Vorhabenträge-

rin  

Die Werthaltigkeit der im Antragskorridor befindlichen Flächen ist dementsprechend gering, 

sofern Nachverdichtungsmöglichkeiten bestehen, lassen sich noch Marktpreise erzielen. Die 

Grundstückspreise betragen für den Bereich ohne Innenentwicklungsmöglichkeit 2,00 bis 

2,50 Euro/qm. Eine Aufstellung der Grundstückpreise bei aktuell noch möglichen 
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Nachverdichtungen liegt nicht vor. Zur Annahme des Wertes kann das Bodenrichtwertinforma-

tionssystem (BORIS-Hessen) als Anhaltspunkt dienen. Nach dortigen Angaben belaufen sich 

die Preise von Grundstücken mit Innenentwicklungspotential auf 460,00 Euro/qm. 

 

 

2.2.8 Allgemeine Lärmbelastungen sowie elektrische und magnetische Felder 

In Niedernhausen sind bereits heute mehr als 200 Menschen Lärmbelastungen oberhalb von 

65 dB(A) LDEN und knapp die doppelte Anzahl an Menschen Lärmbelastungen oberhalb von 

55 dB(A) LNight ausgesetzt. Oberhalb von 70 dB(A) LDEN sind es noch 44 Menschen, oberhalb 

von 60 dB(A) LNight 87 Menschen (RP Darmstadt, Lärmaktionsplan Hessen (3. Runde), Teil-

plan Regierungsbezirk Darmstadt Landkreise, S. 658). Die Menschen im Einwirkungsbereich 

der Bestandsleitungen sind elektrischen und magnetischen Feldern ausgesetzt.  

 

 

2.2.9 Heutiges Orts- und Landschaftsbild mit Blick auf die Antragsvariante 

Selbstverständlich sind im Siedlungsgebiet der Gemeinde Niedernhausen die Transitstromlei-

tungen in Form von Höchst- und Hochspannungsleitungen präsent.  Ebenso das in der Kernge-

meinde im Ortskern belegende Umspannwerk. Augenfällig wurde auch der damalige Bundes-

wirtschaftsminister Peter Altmaier beeindruckt, als er sich bei seinem Besuch vor Ort in 2019 

dahingehend äußerte: „hier muss sich was ändern“.  

 

Gemeint war nicht die Änderung hin zu höheren Masten. Die Aussage von Herrn Altmaier 

zielte auf eine Entlastung der Bevölkerung und des konkreten Orts- und Landschaftsbildes im 

Korridor der Antragsvariante. 

 

 

2.3 Auswirkungen der Realisierung des Antragsvorhabens 

2.3.1 Unzulässige Lärmmehrbelastung 

Die Menschen im Betrachtungskorridor (hierzu näher oben, C.II.2.2 = S. 20) werden im Fall 

der Realisierung des Vorhabens einer Lärmmehrbelastung ausgesetzt sein. Die Grenzwerte 

nach Nr. 6.1 TA Lärm werden überschritten werden. Insbesondere der Nachtwert für reine 
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Wohngebiete in Höhe von 35 dB(A) wird überschritten werden (2.3.1.1). Dabei ist die An-

nahme der Vorhabenträgerin, die Grenzwerte seien anzuheben, weil mit Blick auf die Bestands-

leitungen von einer Gemengelage auszugehen ist, nicht tragfähig (2.3.1.2). Schließlich ist zu 

befürchten, dass verfassungswidrige Gesamtlärmbelastungen entstehen bzw. verschlimmert 

werden (2.3.1.3). 

 

 

2.3.1.1 Lärmmehrbelastung 

Sämtliche Personen im Betrachtungskorridor werden durch das Vorhaben einer Lärmmehrbe-

lastung ausgesetzt sein. Das ergibt sich aus den folgenden Erwägungen: 

 

Neben der Dattel-Messung (Amprion 2012) und empirischen Laborversuchen (ETH-Zürich 

2019) für HGÜ liegen umfängliche Untersuchungen nur für HDÜ vor.  

 

Messtechnische Felduntersuchungen zu Koronageräuschen in Umwelt und Geologie, 

Lärmschutz Hessen Heft 5, 2015, durchgeführt von TÜV Hessen. 

 

In für HDÜ lärmbegünstigenden Wetterlagen – Feuchtigkeit, Niederschlag – werden in der 

Spitze 59,7 dB(A) erreicht (Lärmschutz 2015, S. 40), inkl. Tonzuschlag sogar 64,5 dB(A) 

(S. 45). 

 

HGÜ Schallemissionen verhalten sich disjunkt: Die höchsten Pegel treten bei trockenem Wetter 

auf und verstärken sich durch den Einkopplungseffekt in der Hybridvariante bis zu 53 dB(A). 

 

Hedke: Corona Characteristics and Audible Noise of Hybrid AC/DC Transmission 

Lines, ETH Zürich 2020, S. 55.  

 

Hinzu kommen ggf. tonale Zuschläge von 3-6 dB(A) für klimatische Einflüsse (Luftfeuchtig-

keit) und Mitwind-Situationen. 

 

Es wurde jedoch ein Lärmpegel für die DC-Leitung (die AC-Leitung wird typischerweise sogar 

höher ausfallen) von 41 dB(A) ermittelt. 
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Für Lärmprognosen im Bereich der Hochspannungsleitung existiert keine geschlossene physi-

kalische Berechnungsmethode. Es werden unterschiedliche, empirisch ermittelte Berechnungs-

verfahren vorgeschlagen (von EPRI, BPA), um eine Lärmabschätzung aus historischen Daten 

abzuleiten. Es existieren dann Korrekturterme, um die jeweilig zu berechnende Topologie ab-

zubilden. Einflussfaktoren sind u.a.8 

¶ Elektrische Randfeldstärke aus Nennspannung und im AC Fall: Maximaler Strom; 

¶ Wettereinfluss; 

¶ Höhe der Anlage über N.N.; 

¶ Abstand der Spannungsführenden Leiterseile; 

¶ Masttopologie; 

¶ Dicke der Leiterseile; 

¶ Anzahl der Leiterseile im Bündel und Abstand der Leiterseile zueinander. 

 

Diese Berechnungen basieren auf empirischen Messungen, die für Gleichstromleitungen kaum 

und für Hybridleitungen wie Ultranet überhaupt nicht existieren. 

 

Da der Lärm nicht mit einem Wert zu fassen ist, wird eine statistische Annäherung vorgenom-

men. Die Werte, die aus diesen Formeln errechnet werden, sind dann sogenannte Median-50-

Werte. Also der mittlere Wert aus dem betrachteten Bereich. Laut EPRI reicht der tatsächliche 

Lärmpegel zu 5% sogar 6dB höher als der angegebene Wert um diesen errechneten Wert.9 

 

In Untersuchungen der ETH Zürich (z.B. Dissertation Sören Hedkte) wurden die Lärmprogno-

sen von HVDC und HVAC Leitungen nach EPRI und BPA mit tatsächlichen Messwerten für 

bestimmte Masttopologien herangezogen. Die Werte nach BPA waren üblicherweise niedriger 

als die nach EPRI und die Werte nach EPRI waren üblicherweise unterhalb von Messwerten. 

Dieses Ergebnis, dass die Prognoserechnungen stets unter den empirischen Messergebnissen 

                                                 
8LaForest, J. J.: Transmission-line reference book. 345 kV and above. Second edition. (1981), 

1, Nr. 1 
9EPRI: Electrical Effects of HVDC Transmission Lines / Electrical Power Research Institute. 

2010 (1). – Forschungsbericht. – https://www.epri.com/research/products/1020118 
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liegen,  wurde auch in anderen Veröffentlichungen in Versuchsanlagen nachgestellt und verifi-

ziert.10 

 

In „Ermittlung und Beurteilung von Koronageräuschen an Höchstspannungsfreileitungen“ von 

Engelen, et al. kommen die Autoren selbst für die gut untersuchten Fälle der AC Leitungen zu 

dem Schluss: „Die durch Messung gewonnen Schallleistungen liegen ausnahmslos und in den 

meisten Fällen sehr deutlich über den nach den EPRI-Formeln berechneten Schallleistungen.“ 

 

In weiten Teilen wurden für Ultranet Berechnungsvorschriften nach EPRI von der Vorhaben-

trägerin verwendet.  

 

Lediglich bei der Lärmprognose hat sich die Vorhabenträgerin der Formeln nach BPA bedient. 

Da diese nach Untersuchungen an der ETH Zürich wiederum ausnahmslos geringere Schall-

leistungswerte errechnet als die Formeln nach EPRI ist der tatsächliche Schallpegel hier sicher-

lich wesentlich höher. Laut den Ausführungen nach Hedtke sogar deutlich:  

 

„If the measurement data is compared to existing prediction models, as applied in Chap-

ter 1, the BPA formula predicts a change in roughly 10 dB for the case of the highest 

positive bias, whereas the presented measurement found an increase of around 15 dB.” 

 

Dissertation Hedtke, S. 169. 

 

Zusammengefasst: 

­ Die bekannten Abschätzungsformeln stimmen im Ergebnis so nicht mit der Realität 

überein. 

­ Kopplungseffekte bei Hybridleitungen sind bislang nicht abgebildet und stellen eine 

Unbekannte dar. Die Vorabuntersuchungen deuten auf einen höheren Lärmpegel auf-

grund von DC-Einkopplung und AC Einkopplung auf das jeweils andere System hin. 

Berechnungen sind so eher nach EPRI als nach BPA durchzuführen. 

­ Dies im Anschluss langfristige Geräuschmessungen und Abstellung bei Überschreitung 

der TA-Lärm. 

 

                                                 
10Hedtke, S.: Corona Characteristics and Audible Noise of Hybrid AC/DC Transmission 

Lines. Zurich, ETH Zurich, Diss., 2020. http://dx.doi.org/10.3929/ethz-b-000432465. – DOI 

10.3929/ethz–b–000432465. 
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Hiernach ist davon auszugehen, dass sämtliche Personen im Antragskorridor der Vorhabenträ-

gerin einer Lärmmehrbelastung ausgesetzt werden.  

 

 

2.3.1.2 Keine Gemengelage nach TA Lärm 

Sowohl in ihren Planungsunterlagen als auch in der Erörterung hat die Vorhabenträgerin ein-

geräumt, die Richtwerte nach Nr. 6.1 der TA Lärm zu überschreiten. Gegenüber dem Rechts-

vertreter der Gemeinde Niedernhausen hat sich die Vorhabenträgerin in der Erörterung in Lim-

burg wie folgt geäußert: 

 

„Die Schallprognosen, die wir gemacht haben, sind anhand der bestehenden Beseilun-

gen erfolgt. Sie haben zu Recht gerade ausgeführt, dass wir sagen, dass wir Überschrei-

tungen der Richtwerte haben.“ 

 

So der Vertreter der Vorhabenträgerin in der Erörterung in Limburg, BNetzA, Erörte-

rungstermin Bundesfachplanungsverfahren, Vorhaben Nr. 2 BBPlG Abschnitt D, Lim-

burg, 2. bis 6. September 2019, Protokoll, S. 553. 

 

Die Vorhabenträgerin meint aber, sich mit ihrer Planung gleichwohl nicht in einem Konflikt 

mit der TA Lärm zu befinden, weil die Richtwerte nach Nr. 6.1 TA Lärm gemäß Nr. 6.7 TA 

Lärm um 5 dB(A) zu erhöhen sind.  

 

Konferenzleiter der BNetzA, in: BNetzA, Erörterungstermin Bundesfachplanungsver-

fahren, Vorhaben Nr. 2 BBPlG Abschnitt D, Limburg, 2. bis 6. September 2019, Proto-

koll, S. 710: 

 

„Vielleicht von meiner Seite noch kurz zwei Sätze zu der Thematik: In der Tat haben 

wir es in den letzten Tagen schon sehr intensiv diskutiert. Ich sage jetzt auch mal unse-

ren Eindruck: Das ist sicherlich bei der Lärmfrage ein Knackpunkt. Das habe ich schon 

einmal so deutlich gesagt. Das heißt, die Frage der Gemengelage ist in der Tat eine, mit 

der wir uns auseinandersetzen müssen. Das müssen wir in unserer Entscheidung ent-

sprechend berücksichtigen und auch darlegen; egal zu welchem Ergebnis wir kommen. 

Wir müssen da die Rechtsprechung auswerten. … In der Tat darf es da keine Trickserei 

geben. Wir müssen schauen, ob das wirklich legal ist, dass von Amprion dieser Tatbe-

stand gewählt worden ist; selbstverständlich.“ 

 

In Umsetzung dieses Aufrufs der BNetzA in der Erörterung ist der von der Vorhabenträgerin 

vorgenommenen Richtwerterhöhung unter Berufung auf das Vorliegen einer Gemengelage ent-

gegen zu halten: 
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Mit dem Begriff „Gemengelage“ werden nach Nr. 6.7 TA Lärm Situationen beschrieben, in 

denen gewerblich, industriell oder hinsichtlich ihrer Geräuschwirkungen vergleichbar genutzte 

Gebiete an Gebiete grenzen, die dem Wohnen dienen. Die Regelung nimmt das Zusammentref-

fen mehrerer Gebiete in den Blick. Sie zielt darauf ab, einen Interessenausgleich zwischen ei-

nem seine Gebietsgrenzen überschreitenden Emissionsverhalten und mindestens einem auch 

seine Gebietsgrenzen überschreitenden Schutzbedürfnis herbei zu führen. Vor diesem Hinter-

grund überrascht es, wenn das Bundesverwaltungsgericht die Regelung nutzt, um Nutzungs-

konflikte innerhalb ein und desselben Gebiets zu regeln. In seiner Entscheidung vom 14.3.2018 

(BVerwGE 161, 263 Rn. 62) wendet das Gericht die Regelung auf den Nutzungskonflikt inner-

halb ein und desselben Gebiets an:  

 

„Die Immissionsorte IO 3 und IO 4 liegen im Bereich eines bauplanerisch festgesetzten 

reinen Wohngebiets, so dass im Ausgangspunkt der Immissionsrichtwert nach Nr. 6.6 

Satz 1 i.V.m. Nr. 6.1 Buchst. e der TA Lärm von 35 dB(A) zur Nachtzeit zugrunde zu 

legen ist. Dieser Immissionsrichtwert ist aber wegen der Gemengelage zwischen der 

Wohnnutzung und der gewerblichen Nutzung der bestehenden Trasse nach Nr. 6.7 Abs. 

1 Satz 1 der TA Lärm zu erhöhen; denn die Vorschrift kann auch auf einzelne Grund-

stücke jedenfalls entsprechend Anwendung finden (vgl. OVG Münster, Beschluss vom 

12. Februar 2013 - 2 B 1336/12 - BauR 2013, 1078 <1080>; Feldhaus/Tegeder, in: Feld-

haus, Bundesimmissionsschutzrecht, Stand Februar 2018, B 3.6, 6. BImSchVwV <TA 

Lärm>, Nr. 6 Rn. 59).“ 

 

Gegen diese „innergebietliche“ Annahme einer Gemengelage ist anzuführen: 

 

Die Lärmschutzvorschriften gemäß § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und Nr. 2 BImSchG i.V.m. Nr. 2.3 

und Nr. 6.1 TA Lärm sind drittschützend. 

 

„Diese Anforderungen dienen dem allgemeinen Interesse und dem Schutz Betroffener 

und sind nicht dem kommunalen Selbstverwaltungsrecht zugeordnet (…) Die Klägerin 

könnte indes einen Eingriff in ihr Eigentum rügen, wenn Nutzer und Bewohner ihrer 

Anlagen in rechtswidriger Weise Immissionen ausgesetzt würden“ 

 

BVerwGE 148, 353 Rn. 48.  

 

Weiter konkretisieren die Vorschriften der TA Lärm den unbestimmten Rechtsbegriff der 

schädlichen Umwelteinwirkungen für anlagenbezogene Lärmimmissionen abschließend und 

mit Bindungswirkung für die streitentscheidenden Gerichte. Der TA- Lärm  

 

„kommt eine im gerichtlichen Verfahren zu beachtende Bindungswirkung zu. Die nor-

mative Konkretisierung des gesetzlichen Maßstabs für die Schädlichkeit von Geräu-
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schen ist jedenfalls insoweit abschließend, als sie bestimmte Gebietsarten und Tages-

zeiten entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit bestimmten Immissionsrichtwerten zu-

ordnet und das Verfahren der Ermittlung und Beurteilung der Geräuschimmissionen 

vorschreibt“ 

 

BVerwGE 148, 353 Rn. 53.  

 

Aus all dem ergibt sich, dass der Wortlaut der TA Lärm – hier der Nr. 6.7 ernst zu nehmen ist. 

Der gesamte Wortlaut der Nr. 6.7 TA Lärm bezieht sich auf das Aufeinandertreffen von Gebie-

ten – nicht aber auf Nutzungskonflikte innerhalb ein und desselben Gebiets. Vor diesem Hin-

tergrund hätte sich das BVerwG nicht mit einer – bestenfalls – vagen Rechtsprüfung – „denn 

die Vorschrift kann auch auf einzelne Grundstücke jedenfalls entsprechend Anwendung fin-

den“ – begnügen dürfen. Vielmehr hätte es sich der Mühe einer ernsthaften Analogie-Prüfung 

unterziehen müssen. Am Anfang einer solchen Prüfung hat die Beantwortung der Frage zu ste-

hen, ob die hier in Rede stehende Kassation des Immissionsabwehranspruchs dem Vorbehalt 

des Gesetzes unterfällt. Schließlich handelt es sich um abschließende, drittschützende Vor-

schriften des zwingenden Rechts – um ein K.o.-Kriterium. Auch die vom BVerwG genannten 

Belegstellen lassen das Erfordernis, die Voraussetzungen einer Analogie – die planwidrige Un-

vollständigkeit des Gesetzes und eine gleichgerichtete Interessenlage zwischen dem geregelten 

und dem nicht geregelten Fall – zu prüfen, nicht entfallen. Der vom BVerwG vorrangig in Be-

zug genommene Beschluss des OVG NW (v. 12.2.2013 – 2 B 1336/12 – juris Rn. 26) behandelt 

die Frage, ob ein Wohngebiet mit dem angrenzenden Außenbereich eine Gemengelage bilden 

kann. Kein anderes Thema behandeln Feldhaus/Tegeder in der von dem Gericht in Bezug ge-

nommenen Kommentierung: „Unter Gebieten i.S. von Nr. 6.7 sind nicht nur Baugebiete zu 

verstehen, auch einzelne dem Wohnen dienende Grundstücke können mit einem angrenzenden 

gewerblich oder industriell genutzten Gebiet eine Gemengelage bilden. […] Das gilt auch für 

den umgekehrten Fall, dass ein einzelnes Betriebsgrundstück an ein dem Wohnen dienendes 

Gebiet grenzt“ (Feldhaus/Tegeder in Feldhaus Bundesimmissionsschutzrecht/Feldhaus/Tege-

der B. 3.6 Nr. 6 – 6. BImSchVwV (TA Lärm) Rn. 59). 

 

Nach alldem ist es rechtlich nicht zulässig, die Werte nach Nr. 6.1 der TA Lärm nach oben in 

dem Maße anzupassen, als wenn die Voraussetzungen für eine Gemengelage nach Nr. 6.6 TA 

Lärm vorliegen würden, tatsächlich aber nicht vorliegen, weil es um eine reine innergebietliche 

Betrachtung, nicht aber um das Aneinandergrenzen verschiedener Gebiete geht. 
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2.3.1.3 Gesamtlärm 

Die Lärmsituation – nur Straßenverkehrslärm !!! – stellt sich in Niedernhausen wie folgt dar: 

 

Bereits heute sind mehr als 200 Menschen Lärmbelastungen oberhalb von 65 dB(A) LDEN und 

knapp die doppelte Anzahl an Menschen Lärmbelastungen oberhalb von 55 dB(A) LNight aus-

gesetzt. Oberhalb von 70 dB(A) LDEN sind es noch 44 Menschen, oberhalb von 60 dB(A) LNight 

87 Menschen (RP Darmstadt, Lärmaktionsplan Hessen (3. Runde), Teilplan Regierungsbezirk 

Darmstadt Landkreise, S. 658). 

 

Dabei sind insbesondere der Eisenbahnverkehrslärm und der Lärm, der von den Bestandslei-

tungen ausgeht, noch nicht einmal berücksichtigt. 

 

Somit ist davon auszugehen, dass bereits heute viele Menschen von gesundheitsschädlichem 

Gesamtlärm betroffen sind bzw. drohen, von solchen verfassungsrechtlich unzulässigen Lärm-

belastungen betroffen zu werden. Von daher ist es unverzichtbar, dass die Vorhabenträgerin 

eine belastbare und aussagekräftige Gesamtlärmprognose vorlegt und die BNetzA die Gesamt-

lärmbelastung prüft, der die EinwohnerInnen von Niedernhausen ausgesetzt sein werden, wenn 

das Vorhaben realisiert werden sollte. 

 

Die BNetzA hat zu prüfen, ob die Menschen für den Fall der Realisierung des Vorhabens künf-

tig von gesundheitsschädlichem und deshalb verfassungsrechtlich unzumutbarem Lärm betrof-

fen sein werden oder eben nicht. 

 

Dabei dürfen Vorhabenträgerin und BNetzA nicht mehr von dem überkommenen Wertepaar 

70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts ausgehen. Es sind niedrigere Werte zu wählen. Denn end-

lich hat die höchstrichterliche Rechtsprechung begonnen, diese Werte abzusenken. 

 

In seinem Beschluss vom 25.04.2018 hat das Bundesverwaltungsgericht ausgeführt: 

 

„Geklärt ist ferner, dass abweichend von diesem Grundsatz die Bildung eines Summen-

pegels dann geboten sein kann, wenn der neue oder der zu ändernde Verkehrsweg zu-

sammen mit vorhandenen Vorbelastungen anderer Verkehrswege insgesamt zu einer 

Lärmbelastung führt, die mit Gesundheitsgefahren oder einem Eingriff in die Substanz 

des Eigentums verbunden ist (…). Dabei wird die vorgenannte grundrechtliche Zumut-

barkeitsschwelle allerdings uneinheitlich bestimmt (…): Regelmäßig wird sie für 

Wohngebiete an Werten von etwa 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts festgemacht (…), 
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teilweise werden aber auch für Kern-, Dorf- und Mischgebiete etwas höhere Werte 

(72 dB(A) tags und 62 dB(A) nachts) für zulässig gehalten (…). Eine solche Differen-

zierung nach Baugebieten hält der Senat mit Blick darauf, dass die Werte von 

70/60 dB(A) nicht nur im Eigentumsschutz (…), sondern auch im vorsorgenden Ge-

sundheitsschutz verankert werden (…), für zweifelhaft. 

 

Die vorgenannten Werte scheinen dem Senat aus einem weiteren Grund überdenkens-

wert: Die in Nr. 37.1 der Richtlinie für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen 

in der Baulast des Bundes (VkBl. 1997, 434) - VLärmSchR 97 - enthaltenen Richtwerte, 

an denen sich die vorgenannte Rechtsprechung zur grundrechtlichen Zumutbarkeits-

schwelle teilweise ausdrücklich orientiert (…), wurden im Zusammenhang mit dem 

Bundeshaushalt 2010 um 3 dB(A) abgesenkt; die frühere Bezeichnung "Immissions-

grenzwerte" wurde durch den Begriff "Auslösewerte" (zur Lärmsanierung) ersetzt. Die 

Maßnahme erfolgte im Zusammenhang mit dem "Nationalen Verkehrslärmschutzpaket 

II" des Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (…). Hiervon aus-

gehend dürfte einiges dafür sprechen, auch die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle 

nicht höher als 67 dB(A) tags und 57 dB(A) nachts in allgemeinen Wohngebieten bzw. 

69 dB(A) tags und 59 dB(A) nachts in Kern-, Dorf- und Mischgebieten anzusetzen.“ 

 

BVerwG, Beschl. v. 25.04.2018 – 9 A 16/16 – juris, Rn. 85 ff.  

 

Ausgehend von der Lärmwirkungsforschung (Nachweise bei Kupfer in: Schoch/Schneider, 

VwVfG, Stand: August 2021, Vorb § 72 Rn. 249) sollten die verfassungsrechtlichen Zumut-

barkeitsgrenzen nicht über 65 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts liegen. 

 

„Der SRU schließt sich dieser Empfehlung an und empfiehlt konkret, dass für die Lärm-

sanierung Lärmgrenzwerte gesetzlich festgeschrieben werden, um rechtlich verbindlich 

zu regeln, dass für bestehende Straßen und Schienenwege in Wohngebieten kurzfristig 

Lärmpegel von 65 dB(A) tagsüber bzw. 55 dB(A) nachts eingehalten werden müssen. 

Wie im MoU empfohlen, sollten diese Immissionsgrenzwerte auch für rechtliche Rege-

lungen zur Beurteilung einer schalltechnisch wesentlichen Änderung von Straßen und 

Schienenwegen, für Entscheidungen über straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen und 

für die Lärmminderungsplanung angewendet werden (vgl. BRINK et al. 2019).“  

 

Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2020, Rn. 429 (abrufbar un-

ter: https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/01_Umweltgutach-

ten/2016_2020/2020_Umweltgutachten_Entschlossene_Umweltpolitik.pdf;jsessio-

nid=1AA4D5286B3EDE677BBDE30A1CB9943E.intranet241?__blob=publication-

File&v=2; letzter Zugriff am 02.05.2022).  

 

Die Vorhabenträgerin hat eine Lärmuntersuchung vorzulegen, aus der sich klar, konkret und 

detailliert ergibt, wo Menschen künftig einer Gesamtlärmbelastung ausgesetzt sein werden, die 

einmal oberhalb der Schwelle 65/55 dB(A) und einmal oberhalb der Schwelle 67/57 dB(A) 

liegt. 
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2.3.2 Nutzbarkeit der betroffenen Flächen  

Wird das Antragsvorhaben realisiert, verbleibt für die Flächen im Betrachtungskorridor der 

Vorhabenträgerin nur noch eine rudimentäre Nutzungsmöglichkeit. Die für die städtebauliche 

Entwicklung der Gemeinde Niedernhausen dringend benötigten und ausschließlich in diesem 

Bereich noch vorhandenen Nachverdichtungspotentiale können nicht genutzt werden. Die Ziel-

vorgabe 5.3.4-7 (Z) des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 in der Fassung der Verordnung 

über die Dritte Änderung des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 vom 21. Juni 2018 

(GVBl. S. 398, 551) sieht Folgendes vor: 

 

„Bei der Festsetzung von neuen Baugebieten in Bauleitplänen oder sonstigen 

Satzungen nach dem Baugesetzbuch, die dem Wohnen dienen oder in denen 

Gebäude vergleichbarer Sensibilität, insbesondere Schulen, Kindertages- 

stätten, Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen zulässig sind, ist ein Abstand von mindes-

tens 400 m zu einer planungsrechtlich gesicherten Trasse einer Höchstspannungsleitung 

einzuhalten.“ 

 

Danach ist die bebauungsplanerische Festsetzung von dem Wohnen dienenden Baugebieten 

wegen der durch § 1 Abs. 4 BauGB angeordneten Bindungswirkung der landesplanerischen 

Zielvorgabe in Bereichen mit weniger als 400 m Abstand zu einer Höchstspannungsleitung wie 

der hier von der Vorhabenträgerin geplanten 380 kV-Leitung ausgeschlossen. Dementspre-

chend können die Flächen unter der Trasse in den Wohngebieten Lenzhahner Weg und Schä-

fersberg sowie in weiteren Teilen der Kerngemeinde (400 m-Abstand) zukünftig nicht zur 

Nachverdichtung, sondern nur als Spielplätze oder Freizeitgärten genutzt werden oder müssen 

ganz brachliegen. 

 

 

2.3.3 Wert der betroffenen Flächen  

Die bei Realisierung des Antragsvorhabens ausgeschlossene Innenentwicklungsmöglichkeit 

wirkt sich auch negativ auf den Wert der Flächen unter der Trasse aus. Hinzu kommen die 

Mehrbelastungen durch Lärm und elektromagnetische Strahlung. Die Grundstückspreise wer-

den für den Bereich der Schneise den Betrag von 2,00 bis 2,50 Euro/qm nicht übersteigen. 

Selbst reduzierte Baulandpreise sind zukünftig folglich nicht mehr erwirtschaftbar. 
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2.3.4 Orts- und Landschaftsbild 

Der schon sehr negativ empfundene Status Quo des Orts- und Landschaftsbilds wird sich bei 

Realisierung des Antragsvorhabens weiter verschlechtern, da die Maste in dem das Gemeinde-

gebiet prägenden Bereich um gut 20 % erhöht werden sollen. In Anbetracht des Umstands, dass 

die bestehende Belastung kaum noch Raum für positive Empfindungen im Hinblick auf das 

Orts- und Landschaftsbild belässt, begründet das Antragsvorhaben insoweit eine außergewöhn-

liche Belastung. 

 

 

2.3.5 Kosten 

Als Kosten für die Realisierung des Antragsvorhabens (voraussichtliche Baukosten) wird ein 

Betrag von 2,4 Mio. Euro im Zuge des Variantenvergleichs der Vorhabenträgerin angegeben 

(Alternativenbetrachtung D3, S. 8-1). Die angegebene Höhe der Kosten kann im Einzelnen 

zwar nicht überprüft werden, bietet jedoch zumindest Anlass für Zweifel.11 

 

 

3. Alternative Niedernhausen D3 – Korridorführung  um den Ort 

Der von der Gemeinde Niedernhausen favorisierte Alternativkorridor beruht auf einer Lei-

tungsführung um den Ort. 

 

 

3.1 Vorgesehene Maßnahmen zur Realisierung der Alternative D3 

Die Alternative D3 fädelt von Norden kommend zwischen den Ortschaften Lenzhahn (Ge-

meinde Idstein) und Oberseelbach (Gemeinde Niedernhausen) aus dem ursprünglichen Tras-

senkorridor (Mast 164) in östlicher Richtung aus. Östlich von Lenzhahn verläuft sie in südöst-

licher Richtung, um zwischen Ehlhalten (Gemeinde Eppstein) und Oberjosbach (Gemeinde 

                                                 
11 Die Berechnungen der Vorhabenträgerin sind kaum nachvollziehbar Die Investitionskosten von 2,4 Mio. € (vgl. NEP-

Strom 2030, Version 2019) werden nicht erläutert. Oswald, Hofmann et al. ermitteln Kosten für eine 380 kV-Doppelfreilei-

tung in Höhe von 1 Mio. €/km (vgl. Oswald et.al.: Wirtschaftlichkeitsvergleich, Hannover 2010 (Gutachten), S. 16). Bosch 

und Partner rechnen mit einem Range von 0,4 bis 1,4 Mio. €/km (vgl. Bosch und Partner: Alternativenvergleich im Rahmen 

des Netzausbaus 2015, gefördert vom BMWI, S. 175). 
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Niedernhausen) in südwestliche Richtung zu schwenken. Nordwestlich von Niederjosbach (Ge-

meinde Niedernhausen) trifft sie dann wieder auf den ursprünglichen Trassenkorridor und fä-

delt südlich des Hartemus am Mast 180 wieder ein.  

 

 

 

Die Alternative Niedernhausen D3 könnte auf Niedernhausener Gemarkung errichtet werden 

und verläuft über knapp ca. 500 m entlang der Grenze zur Gemarkung Ehlhalten (Gemeinde 

Eppstein). Dabei wahrt die Alternative D3 jedoch durchweg einen Abstand von mehr als 900 m 

zum Siedlungsbereich von Ehlhalten. Zudem unterschreitet die Alternative D3 in keinem Ab-

schnitt den landesplanerisch vorgesehenen Schutzabstand von 400 m zum Siedlungsbereich. 
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Die Gesamtlänge der Alternative D3 beträgt in etwa 6,7 km. Das Äquivalent der rückbaubaren 

Bestandstrasse erstreckt sich auf eine Länge von rund 4,6 km. Die Errichtung erhöhter Mastan-

lagen sowie der Einsatz besonderer Leiterseile aus Gründen des Lärmschutzes ist bei der Alter-

native D3 nicht erforderlich. Durch Wald- und Feldwege wären die Maststandorte der Alterna-

tive D3 leicht erschließbar. 

 

Die aus der Stadt Eppstein mitgeteilten Bedenken bezüglich der Entwicklung des Wohnbauge-

biets „Am Steinberg“, der optischen Beeinträchtigungen durch die Masthöhen sowie der Be-

troffenheit überregionaler Blickachsen lassen sich nicht verifizieren bzw. sind äußerst gering-

fügig.  

 

Die Stadt Eppstein beabsichtigt eine Änderung des Bebauungsplans „Am Steinberg“ zur Aus-

weisung einer arrondierenden Häuserzeile. Diese befindet sich im Abstand von 900 m zur mög-

lichen Linienführung der Alternative D3. Beim Einsatz von Kompaktmasten mit Masthöhen 

von 30-36 m ist eine optische Belastung geringfügig. Zudem könnte die Linienführung unter-

halb der Kammlinie vorgesehen werden. Aufgrund des kurvigen Verlaufs des Dattenbachtals 

und der Höhenzüge (östlich: Hammersberg, Gr. Lindenkopf, westlich: Hainkopf, Höhe 450, 

Dattenberg) bestehen auch keine „überregionalen Blickachsen“. 
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3.2 Darstellung der heutigen Situation im und entlang des Betrachtungskorridors 

D3 

Der Betrachtungskorridor für die Alternative D3 ist im Wesentlichen geprägt von einem durch 

Borkenkäferbefall nach der Erhebung 2020/2021 zu 80 % geschädigten Waldstück. Für eine 

waldwirtschaftliche Nutzung müsste dieses erst wieder aufgeforstet werden und über Jahr-

zehnte nachwachsen. Zur Vermeidung von Konflikten mit der Waldwirtschaft könnten ggf. sog. 

Leitungshochmasten zum Einsatz kommen, die den bestehenden, erheblich vorgeschädigten 

Wald überspannen und so eine Schneisenrodung voraussichtlich größtenteils (zu ca. 80 %) 

überflüssig machen. 

 

Im Betrachtungskorridor befinden sich außerdem keine Flächen von Natura 2000-Gebieten. 

Das ausgewiesene FFH-Gebiet Dattenberg, welches östlich von Lenzhahn liegt, wird von der 

Alternative D3 weiträumig umgangen. Im Unterschied zur Bestandstrasse besteht kein Vogel-

schutzkorridor.  
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Geschützte Gebiet nach den §§ 23, 26 und 28 BNatGschG liegen ebenfalls nicht im Betrach-

tungskorridor. Nicht völlig ausgeschlossen ist hingegen eine Überschneidung mit einem nach 

§ 30 BNatSchG geschützten Bereich. In diesem Fall erscheint jedoch ein Ausgleich nach § 30 

Abs. 3 BNatSchG möglich. 

 

Der Betrachtungskorridor verläuft im Wesentlichen durch eine Wasserschutzzone III. Im süd-

lichen Bereich des Betrachtungskorridors liegen zwei kleinere Gebiete der Wasserschutzzone 

II. Diese sollten aber im Rahmen der Planung konkreten Linienführung überspannt oder um-

gangen werden können. 

 

Da im Bereich des Lindeskopfes die Flächenausweisung für Windenergie verkleinert werden 

musste, könnte die Trassenführung für die Alternative D3 östlich und dann nördlich des Lin-

denkopfes verlaufen. Hierüber würde sich die Leitungsführung der Topographie besser anpas-

sen und es könnte so ein harmonischeres Erscheinungsbild erzielt werden. 

 

 

3.3 Auswirkungen der Realisierung der Alternative D3 

3.3.1 Realisierung von Ultranet auf der Alternative D3 unter Belassung der 380 kV-

Bestandsleitung der Vorhabenträgerin in der Ortslage von Niedernhausen  

Wird Ultranet nicht in, sondern außerhalb der Ortslage von Niedernhausen realisiert, führt dies 

zu den folgenden Auswirkungen, insbesondere im Hinblick auf die betroffenen Wohnbereiche 

in der Ortslage von Niedernhausen (Lenzhahner Weg, Schäfersberg): 

 

 

3.3.1.1 Keine Zunahme der Lärmbelastung in den Wohngebieten 

Die Geräuschemissionen primär der vorhandenen, ursprünglich mit 220 kV und heute mit 

380 kV betriebenen Wechselstromleitung der Vorhabenträgerin bewegen sich bei feuchtem 

Wetter im Bereich der für reinige Wohngebiete wie die betroffenen Gebiete Lenzhahner Weg 

und Schäfersberg maximal zulässigen 35 dB(A) nachts. Durch die Realisierung von Ultranet 

auf der Alternative D3 wird eine Zunahme der Lärmbelastung – möglicherweise in einen ver-

fassungsrechtlich bedenklichen Bereich – verhindert. 
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3.3.1.2 Keine Zunahme der Belastung durch elektrische und magnetische Felder in 

den Wohngebieten 

Die magnetische Feldstärke der 380 kV-Wechselstromleitung der Vorhabenträgerin liegt der-

zeit bei ca. 60 µT. Dies insbesondere nach Erhöhung der Betriebsspannung von 220 kV auf 

380 kV. Bei diesen Annahmen wurden die begleitenden Bahn- und Syna- bzw. Westnetz-Lei-

tungen nicht berücksichtigt. Auf europäischer Ebene liegt der Empfehlungswert für die magne-

tische Feldstärke bei 1,0 µT. Durch die Realisierung von Ultranet auf der Alternative D3 wird 

eine Zunahme der Belastung durch magnetische Felder – möglicherweise in einen verfassungs-

rechtlich bedenklichen Bereich – verhindert. Entsprechendes gilt für die Belastung durch elekt-

rische Felder. 

 

 

3.3.1.3 Keine Verschlechterung des Orts- und Landschaftsbildes in der Kernge-

meinde 

Bei Realisierung von Ultranet auf der Alternative D3 unter Belassung der 380 kV- Wechsel-

stromleitung werden voraussichtlich keine Masterhöhungen bzw. lärmreduzierende Leitungs-

seile mit höherem Leitungsquerschnitt im Bereich der Wohngebiete erforderlich. Es bleibt folg-

lich beim Status Quo im Hinblick auf das Orts- und Landschaftsbild in der Kerngemeinde. 

 

 

3.3.1.4 Kosten 

Die Baukosten für die Realisierung von Ultranet auf der Alternative D3 unter Belassung der 

380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin in der Ortslage von Niedernhausen betragen 14,1 

Mio. Euro. 

 

 

3.3.1.5 Einstieg in eine Neuorientierung der Trassenführungen in Niedernhausen 

Wird Ultranet auf der Alternative D3 verschwenkt, kann dieses Vorhaben nicht nur zeitnah 

hergestellt werden, sondern es wird zugleich der Einstieg in eine zukünftige Neuorientierung 

der Trassenführungen in Niedernhausen ermöglicht. 
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Hierzu hat die Gemeinde Niedernhausen einen Mehrstufenplan ausgearbeitet. Ergänzend dazu 

hat sie am 28.10.2020 einen Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan gefasst, um die 

sukzessive frei werdenden Flächen unter den heutigen Freileitungen als Bauland auszuweisen 

(zum Aufstellungsbeschluss siehe Einwendungsschriftsatz vom 30.10.2020, dort S. 15 ff.). 

   

Der Stufenplan sieht vor, dass neben der 380 kV-Wechselstromleitung der Vorhabenträgerin 

auch alle weiteren Freileitungen in den Wohngebieten in Niedernhausen sukzessive auf die 

Alternative D3 verschwenkt werden sollen. Dies wird mit einem Umzug des heute direkt neben 

dem Rathaus Niedernhausen im Zentrum der Gemeinde gelegenen Umspannwerks in den D3-

Korridor möglich und kann in zwei oder mehreren Bau-Stufen und ggf. unter Aufteilung des 

bestehenden Umspannwerks in ein Umspannwerk Nord und ein Umspannwerk Süd realisiert 

werden. 

 

Die Leitungsführung wird dadurch sehr viel effizienter, es werden Leitungskorridore eingespart 

und abzweigende Leitungen effektiv verkürzt. Der gesamte Flächenbedarf nach Umsetzung 

dieses Stufenplans wird dadurch geringer als heute. Die heutigen Schneisen durch die Wohn-

gebiete werden als Bauland frei, Wald und Feldschneisen können renaturiert werden.  

 

 Der Stufenplan kann folgendermaßen aussehen: 

(1) Verschwenkung der existierenden 380 kV-Wechselstromfreileitung von Amprion 

evtl. gemeinsam mit der heutigen Westenergie-Leitung (Segment 01-71 bis 01-75) 

auf die Alternativtrasse D3 (Segment 09-01 bis 09-08) und Teil-Renaturierung der 

frei werdenden Trasse im Wald. 

(2) Verschwenkung der Westenergie-/Syna- und Bahnstromleitung in den neuen D3-

Korridor und Nutzung der freien Trasse im Bereich Quellenweg als Siedlungsgebiet. 

(3) Aufspalten des existierenden Umspannwerks (USW) entsprechend den Erfordernis-

sen der betreffenden Leitungen in ein USW-Nord an der nördlichen Gemeinde-

grenze sowie Anschluss und Einspeisung der existierenden 110 kV-Leitung Blei-

denstadt wie auch Renaturierung der frei werdenden Trasse bzw. Nutzung als Sied-

lungsgebiet. 

(4) Verlagerung des restlichen Umspannwerks an die südliche Gemeindegrenze mit An-

schluss des neuen USW-Süd an die 380 kV-Wechselstromfreileitung und Aufgabe 
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der meisten über den Schäfersberg laufenden Leitungszuführungen und des alten 

USW. 

(5) Verbindungsleitung vom USW-Süd zu den Anschlüssen der lokalen Stromversor-

gung im Bereich des alten USW als Erdkabel und Aufgabe der letzten über den 

Schäfersberg laufenden Leitungszuführung. 

 

 

3.3.1.6 Möglichkeit späterer Kapazitätserhöhungen 

Da die Alternative D3 nicht zu Betroffenheiten für das Schutzgut Mensch (insbesondere weder 

durch Lärm noch durch elektromagnetische Felder) führt, können auch zukünftig notwendig 

werdende Kapazitätserhöhungen auf dieser Trasse ohne Schwierigkeiten realisiert werden. 

 

 

3.3.2 Realisierung von Ultranet auf der Alternative D3 unter Mitnahme der 380 kV-

Bestandsleitung der Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin ist Eigentümerin und Betreiberin der heute mit 380 kV-Wechselstrom-

freileitung durch Niedernhausen. Wird Ultranet nicht in, sondern außerhalb der Ortslage von 

Niedernhausen unter Mitnahme dieser 380 kV-Bestandsleitung auf der Alternative D3 reali-

siert, führt dies zu den folgenden Auswirkungen, insbesondere im Hinblick auf die betroffenen 

Wohnbereiche in der Ortslage von Niedernhausen (Lenzhahner Weg, Schäfersberg): 

 

3.3.2.1 Sofortige Verri ngerung der Lärmbelastung in den Wohngebieten 

Wird die 380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin anlässlich der Realisierung von Ultra-

net auf der Alternative D3 dorthin verschwenkt, entfallen die hauptsächlichen Lärmquellen und 

Lärmimmissionen in den betroffenen Wohngebieten vollständig. Hierdurch kommt es zu einer 

erheblichen Lärmentlastung von ca. 5.000 Bewohnern. 
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3.3.2.2 Sofortige Verringerung der Belastung durch elektrische und magnetische Fel-

der in den Wohngebieten 

Wird die 380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin anlässlich der Realisierung von Ultra-

net auf der Alternative D3 dorthin verschwenkt, entfällt die Hauptquelle der derzeitigen elektri-

schen und magnetischen Strahlung in den betroffenen Wohngebieten vollständig. Hierdurch 

kommt es zu einer Strahlungsentlastung von ca. 5.000 Bewohnern. 

 

 

3.3.2.3 Sofortige Nutzbarkeit ca. der Hälfte der Fläche des bestehenden Leitungskor-

ridors als Wohnbaugebiet 

Durch die Verschwenkung der 380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin verläuft keine 

Höchstspannungsleitung mehr im Innerortsbereich von Niedernhausen. Die Zielvorgabe 5.3.4-

7 (Z) des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 in der Fassung der Verordnung über die Dritte 

Änderung des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 398, 551) 

greift folglich nicht (insbesondere nicht hinsichtlich der Hochspannungsleitungen der Syna, der 

Westnetz und der Bahn). Es eröffnet sich daher die Möglichkeit, die aktuell noch unbebaubare, 

durch die Kerngemeinde Niedernhausen verlaufende Schneise zu entwickeln. Der Wert für 

Wohnbauland wird in diesem Bereich mit 460,00 Euro/qm. (vgl. BORIS-Hessen) angegeben. 

Allein durch die Realisierung von Ultranet auf der Alternative D3 unter Mitnahme der 380 kV-

Bestandsleitung der Vorhabenträgerin Rückbau von Ultranet resultiert damit ein Netto-Bau-

landgewinn von ca. 6,4 ha im Wert von ca. 30 Mio €. 

 

 

3.3.2.4 Sofortige Renaturierungsmöglichkeit ca. der Hälfte des bisherigen Be-

standskorridors von Ultranet 

Durch die Verschwenkung der 380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin und dem Rück-

bau der bestehenden Masten können ca. 4,8 ha Wald und 2,4 ha Feldflächen sofort renaturiert 

werden, d.h. ein wesentlicher Teil des heutigen Bestandskorridors kann in einen natürlichen 

bzw. naturnahen Zustand zurückgeführt werden. 
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3.3.2.5 Verbesserung des Orts- und Landschaftsbildes in der Kerngemeinde: 

Der Rückbau der Mastanlagen für die verschwenkte 380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträ-

gerin führt zu einer Verbesserung des derzeit stark belasteten Orts- und Landschaftsbildes in 

der Kerngemeinde Niedernhausen. 

 

 

3.3.2.6 Kosten 

Die Baukosten für die Realisierung von Ultranet auf der Alternative D3 unter Mitnahme der 

380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin betragen 14,1 Mio. Euro. Durch den Rückbau 

der Bestandsleitung und die dadurch möglich werdende Nachverdichtung im Bereich des rück-

gebauten Trassenkorridors in der Ortslage von Niedernhausen entstehen der Gemeinde jedoch 

Einnahmen in Höhe von 6,53 Mio Euro. 

 

 

3.3.2.7 Möglichkeit späterer Kapazitätserweiterungen 

Da die Alternative D3 nicht zu Betroffenheiten für das Schutzgut Mensch (insbesondere weder 

durch Lärm noch durch elektromagnetische Felder) führt, können auch zukünftig notwendig 

werdende Kapazitätserhöhungen auf dieser Trasse ohne Schwierigkeiten realisiert werden. 

 

 

4. Korridorvergleich  

4.1 Gegenüberstellung der Auswirkungen von Antragsvariante und Alternative 

D3 

4.1.1 Antragsvariante vs. Realisierung von Ultranet auf der Alternative D3 unter 

Belassung der 380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin in der Ortslage 

von Niedernhausen 

Die Realisierung von Ultranet (HGÜ-Trasse) ohne Mitnahme der 380 kV-Bestandsleitung 

(HDÜ-Leitung), wie es die Vorhabenträgerin bei der Prüfung der Alternative Niedernhausen 

(Konglomerat) – Variante D3, S. 1) vorgestellt hat, ist im Ergebnis ökonomischer und ökologi-

scher Unsinn: 
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Bei der Errichtung einer exklusiven Gleichstromtrasse zusätzlich zur Bestandsleitung blieben 

Skaleneffekte für den Freileitungsbetrieb mit Wechselstromkreisen auf demselben Gestänge 

ungenutzt. Die neuen Masten auf der Alternative D3 wären nur zur Hälfte belegt, die bestehen-

den Masten in den Wohngebieten ebenfalls, so dass letztere nicht abgebaut werden können. 

Neben der Dopplung des Flächenverbrauchs verdoppeln sich die Maintenancekosten für In-

spektion, Wartung und Entstörung bei zwei Trassen beinahe. 

 

Im Einzelnen: 

 

Ober- 

kriterium 

Unter- 

kriterium 

Unter- 

Unterkriterium 

Antragsvari-

ante Amprion 

Alternative 

D3 nur mit 

Ultranet 

Gesundheit     

 Lärm    

  Zahl der Menschen, die künftig 

erstmals oder intensiver mit ge-

sundheitsschädlichem Lärm 

(65 dB(A) tags und 55 dB(A) 

nachts) belastet werden 

Noch zu unter-

suchen – bis zu 

5.000 Bewoh-

ner 

0 Bewohner 

  Zahl der Menschen, die künftig 

stärker von Lärmauswirkungen 

betroffen sein werden 

Bis zu 5.000 

Bewohner, 

1.000 Schüler 

sowie 300 Kin-

der in Betreu-

ungseinrich-

tungen 

0 Bewohner 

 Elektrische 

Felder 

Zahl der Menschen, die künftig 

intensiver von elektrischen Fel-

dern betroffen sein werden 

Bis zu 5.000 

Bewohner, 

1.000 Schüler 

sowie 300 Kin-

0 Bewohner 
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der in Betreu-

ungseinrich-

tungen 

 Magneti-

sche Felder 

Zahl der Menschen, die künftig 

intensiver von magnetischen 

Feldern betroffen sein werden 

Bis zu 5.000 

Bewohner, 

1.000 Schüler 

sowie 300 Kin-

der in Betreu-

ungseinrich-

tungen 

0 Bewohner 

Flächenver-

brauch 

    

 Qualifiziert 

überplante 

Fläche 

Zwischen M164 und M180 Bestenfalls 

(bisheriger 

Korridor und 

keine Schutz-

streifenerwei-

terung) 0 ha 

Sicher 0 ha 

 Unbeplanter 

Innenbe-

reich  

 Bestenfalls 

(bisheriger 

Korridor und 

keine Schutz-

streifenerwei-

terung) 0 ha 

Sicher 0 ha 

 Außenbe-

reich 

 0 ha 

(bisheriger 

Korridor) 

40,8 ha12 

(D3-Trasse) 

Städtebauli-

che Entwick-

lung 

    

 Auswirkun-

gen auf 

 Erdrosselung 

jeder Chance 

Keine Ver-

änderung 

                                                 
12 Annahme: Korridorlänge der Alternative D3 von 6,8 km bei einer Gesamtbreite des Schutzstreifens von 60 m. 
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städtebauli-

che Belange 

im Fall der 

Realisie-

rung 

auf Nachver-

dichtung: Blo-

ckade der städ-

tebaulichen 

Entwicklung 

des Status 

quo: Nach-

verdichtung 

zunächst im 

heute mög-

lichen Um-

fang plus 

Chance auf 

Stufenlö-

sung mit 

mittelfristi-

gem Ziel, 

Durch-

gangslei-

tungen au-

ßerhalb der 

Wohnberei-

che zu ver-

legen 

Landschafts-

bild 

  Belastung ins-

besondere 

durch Master-

höhungen 

Belastung 

Ortsbild   Deutliche Ver-

stärkung der 

Trassen-

schneise im 

Ortsgebiet; 

Masterhöhun-

gen 

Keine nega-

tive Ver-

stärkung 

der Tras-

senschneise 

im Ortsge-

biet; keine 

Masterhö-

hungen 
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Gebot der 

Trennung 

konfligieren-

der Nutzun-

gen nach § 

50 BImSchG 

  Verstoß Kein Ver-

stoß 

Naturschutz     

 Gebiets-

schutz 

 Status quo Status quo, 

da voraus-

sichtlich 

keine neuen 

Betroffen-

heiten 

durch D3-

Trasse 

 Artenschutz  Status quo Status quo, 

da voraus-

sichtlich 

keine neuen 

Betroffen-

heiten 

durch D3-

Trasse 

Kosten     

 Unmittel-

bare Kosten 

   

  Grunderwerbskosten Ja (neue Mast-

standorte) 

Ja 

  Errichtungskosten Ja Ja 

  Kosten für Lärmschutz Ja Nein 

 Mittelbare 

Kosten 

   



 

 

 
48 

 

  Nachverdichtung des Innenbe-

reichs und Bodenwertsteige-

rungen 

Ausgeschlos-

sen 

Ermöglicht, 

insbeson-

dere für den 

Fall der 

späteren 

Verlage-

rung von 

Bestands-

leitungen 

     

Raumordne-

rische Be-

lange 

    

 Abstand 

zwischen 

Leitung und 

Wohnnut-

zung 

 Hinzukommen 

weiterer 

Stromkreise; 

negative Ver-

tiefung des 

Konflikts bei 

Mastaustausch; 

sogar Über-

spannung von 

Wohnberei-

chen 

An jedem 

Ort gewahrt 

 Nachver-

dichtung In-

nenbereich 

 Ausgeschlos-

sen 

Ermöglicht, 

insbeson-

dere für den 

Fall der 

späteren 

Verlage-

rung von 

Bestands-

leitungen 
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Bauzeitliche 

Nachteile 

    

 Baulärm  Ja Nein 

 Feinstaub  Ja Nein 

 Zuwegung  Risikobewer-

tung bei Mast 

176 bei Ersatz-

neubau oder 

Erhöhung 

 

 

 

4.1.2 Antragsvariante vs. Realisierung von Ultranet auf der Alternative D3 unter 

Mitnahme der 380 kV- Bestandsleitung der Vorhabenträgerin 

Ober- 

kriterium 

Unter- 

kriterium 

Unter- 

Unterkriterium 

Antragsvari-

ante Amprion 

 

Alternative 

D3 mit 

Ultranet 

und 380 

kV-Be-

standslei-

tung 

Gesundheit     

 Lärm    

  Zahl der Menschen, die künftig 

erstmals oder intensiver mit ge-

sundheitsschädlichem Lärm 

(65 dB(A) tags und 55 dB(A) 

nachts) belastet werden 

Noch zu unter-

suchen – bis zu 

5.000 Bewoh-

ner 

0 Bewohner 

  Zahl der Menschen, die künftig 

stärker von Lärmauswirkungen 

betroffen sein werden 

Bis zu 5.000 

Bewohner, 

1.000 Schüler 

sowie 300 Kin-

0 Bewohner 
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der in Betreu-

ungseinrich-

tungen 

 Elektrische 

Felder 

Zahl der Menschen, die künftig 

intensiver von elektrischen Fel-

dern betroffen sein werden 

Bis zu 5.000 

Bewohner, 

1.000 Schüler 

sowie 300 Kin-

der in Betreu-

ungseinrich-

tungen 

0 Bewohner 

 Magneti-

sche Felder 

Zahl der Menschen, die künftig 

intensiver von magnetischen 

Feldern betroffen sein werden 

Bis zu 5.000 

Bewohner, 

1.000 Schüler 

sowie 300 Kin-

der in Betreu-

ungseinrich-

tungen 

0 Bewohner 

Flächenver-

brauch 

    

 Qualifiziert 

überplante 

Fläche 

Zwischen M164 und M180 Bestenfalls 

(bisheriger 

Korridor und 

keine Schutz-

streifenerwei-

terung) 0 ha 

Sicher 0 ha 

 Unbeplanter 

Innenbe-

reich 

 Bestenfalls 

(bisheriger 

Korridor und 

keine Schutz-

streifenerwei-

terung) 0 ha 

Sicher 0 ha 
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 Außenbe-

reich 

 0 ha 

(bisheriger 

Korridor) 

40,8 ha13 

(D3-Trasse) 

 Flächenbi-

lanz  

(Berück-

sichtigung 

des Rück-

baus der 

Bestandslei-

tung bei Al-

ternative 

D3) 

 0 ha 27,1 ha 

(40,8 ha 

[D3-Trasse] 

abzüglich 

13,7 ha 

[Rückbau 

der Be-

standslei-

tung]) 

Städtebauli-

che Entwick-

lung 

    

 Auswirkun-

gen auf 

städtebauli-

che Belange 

im Fall der 

Realisie-

rung 

 Erdrosselung 

jeder Chance 

auf Nachver-

dichtung: 

Blockade der 

städtebauli-

chen Entwick-

lung 

Deutliche 

Verbesse-

rung der 

Nachver-

dichtungs-

möglichkei-

ten durch 

Flächenpo-

tentiale im 

Bereich der 

rückgebau-

ten Be-

standstrasse 

Landschafts-

bild 

  Belastung ins-

besondere 

Entlastung 

durch Weg-

                                                 
13 Annahme: Korridorlänge der Alternative D3 von 6,8 km bei einer Gesamtbreite des Schutzstreifens von 60 m. 
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durch Master-

höhungen 

fall der Be-

standstrasse 

in der Ge-

meinde; 

Belastung 

durch D3-

Trasse 

Ortsbild   Deutliche Ver-

stärkung der 

Trassen-

schneise im 

Ortsgebiet; 

Masterhöhun-

gen 

Deutliche 

Verbesse-

rung, da 

Trassen-

schneise im 

Ortsgebiet 

durch 

Rückbau 

entfällt 

Gebot der 

Trennung 

konfligieren-

der Nutzun-

gen nach § 

50 BImSchG 

  Verstoß Kein Ver-

stoß  

Naturschutz     

 Gebiets-

schutz 

 Status quo Verbesse-

rung durch 

Rückbau 

der Be-

stand-

strasse, zu-

dem vo-

raussicht-

lich keine 



 

 

 
53 

 

neuen Be-

troffenhei-

ten durch 

D3-Trasse 

 Artenschutz  Status quo Verbesse-

rung durch 

Rückbau 

der Be-

stand-

strasse, zu-

dem vo-

raussicht-

lich keine 

neuen Be-

troffenhei-

ten durch 

D3-Trasse 

Kosten     

 Unmittel-

bare Kosten 

   

  Grunderwerbskosten Ja (neue Mast-

standorte) 

Ja 

  Errichtungskosten Ja Ja 

  Kosten für Lärmschutz Ja Nein 

 Mittelbare 

Kosten 

   

  Nachverdichtung des Innenbe-

reichs und Bodenwertsteige-

rungen 

Ausgeschlos-

sen 

Ermöglicht, 

insbeson-

dere im Be-

reich der 

rückgebau-

ten Be-

standstrasse 
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Raumordne-

rische Be-

lange 

    

 Abstand 

zwischen 

Leitung und 

Wohnnut-

zung 

 Hinzukommen 

weiterer 

Stromkreise; 

negative Ver-

tiefung des 

Konflikts bei 

Mastaustausch; 

sogar Über-

spannung von 

Wohnberei-

chen 

An jedem 

Ort gewahrt 

 Nachver-

dichtung In-

nenbereich 

 Ausgeschlos-

sen 

Ermöglicht, 

insbeson-

dere im Be-

reich der 

rückgebau-

ten Be-

standstrasse 
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Nachteile 

    

 Baulärm  Ja Ja (nur 

Rückbau 

der Be-

stand-

strasse) 

 Feinstaub  Ja Ja (nur 

Rückbau 

der Be-

stand-

strasse) 
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 Zuwegung  Risikobewer-

tung bei Mast 

176 bei Ersatz-

neubau oder 

Erhöhung 

 

 

 

4.2 Bewertung der Ergebnisse der Gegenüberstellung – konkrete Abwägung 

4.2.1 Keine Minderung der Schutzwürdigkeit infolge der Vorbelastung 

4.2.1.1 Rechtswidrigkeit zumindest eines der beiden bestehenden Stromkreise 

In der Erörterung in Limburg haben die Kommunen am Nachmittag des 3.9.2019 vorgetragen, 

dass sie die Historie der behördlichen Zulassung der heute bestehenden zwei 380-kV-Strom-

kreise nicht vollständig nachvollziehen können. Zwar hat die BNetzA durch Frau Harnisch am 

23.8.2019 den Kommunen ein Schreiben des Hessischen Wirtschaftsministeriums vom 

31.8.2018 überlassen. In diesem Schreiben führt das Ministerium gegenüber der BNetzA aus: 

 

„Das damalige Hessische Ministerium für Wirtschaft und Technik hat mit Bescheid 

vom 9. Februar 1978 den Umbau dieser bereits zuvor bestehenden, 220 kV-Dreh-

stromleitung in eine Leitung für zwei 380 kV-Drehstromsysteme gemäß § 4 des Ener-

giewirtschaftsgesetzes in der damaligen Fassung nicht beanstandet. … Der Umbau 

wurde von RWE auch den betroffenen Landkreisen und Kommunen gemäß § 88 der 

Hessischen Bauordnung vom 31. August 1976 angezeigt.  

 

Wohl aufgrund eines Tippfehlers beziffert der Bescheid die tatsächliche Länge dieses 

Leitungsabschnitts irrtümlich mit 28 km statt den tatsächlichen 38 km. … Das Vorha-

ben wurde auch, wie in dem Nichtbeanstandungsbescheid gefordert, von RWE bis zum 

31.01.1980 in wesentlichen Teilen in Angriff genommen.  

 

Im Jahr 2008 wurden altersbedingte Stromkreissanierungsarbeiten an dieser Leitung 

durchgeführt, in deren Rahmen teilweise Leiterseile und Isolatoren ausgetauscht wur-

den. In den Folgejahren fanden Arbeiten zu Maststahlsanierungen sowie der Einbau von 

Steigschutzeinrichtungen statt. Punktuell wurden Ersatzneubauten einzelner Masten 

durchgeführt, die von den Regierungspräsidien Darmstadt und Gießen genehmigt wur-

den. 

  

Für die im Jahr 2008 durchgeführte Generalsanierung der Stromkreise war kein Plan-

feststellungsverfahren erforderlich, da diese keine Änderung im Sinne des 

§ 43 EnWG darstellte.“ 
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In der Erörterung haben die Kommunen unter Bezug auf einen Erläuterungsbericht der Vorha-

benträgerin aus dem Jahr 2010 

 

 Anlage 4 der Einwendungsschriftsätze der Kommunen. 

 

vorgetragen, dass dieser einen abweichenden Sachverhalt darstellt. In dem Erläuterungsbericht 

vom 17.6.2010 schreibt die Vorhabenträgerin: 

 

„Die Freileitung, Bl. 4127, wird mit einem 380-kV- und einem 220-kV-Stromkreis be-

trieben. Zur Erhöhung der Übertragungsleistung zwischen der Umspannanlage (UA) 

Koblenz und der UA Marxheim ist es erforderlich, den vorhandenen 220-kV-Stromkreis 

auf einen 380-kV-Stromkreis umzustellen.“ 

 

Vor diesem Hintergrund hat RA Prof. Kupfer am Nachmittag des 3.9.2019 die BNetzA aufge-

fordert, den Sachverhalt vollständig aufzuklären. Sie solle den maßgeblichen Sachverhalt direkt 

bei der Vorhabenträgerin abfragen. Weiter hat RA Kupfer förmlich beantragt, die nach voll-

ständiger Aufklärung vorliegenden einschlägigen Unterlagen in Kopie den Kommunen zu über-

lassen.  

 

Vgl. BNetzA, Erörterungstermin Bundesfachplanungsverfahren, Vorhaben Nr. 2 

BBPlG Abschnitt D, Limburg, 2. bis 6. September 2019, Protokoll, S. 336 ff. 

 

Ein am 3.9.2019 anwesender Vertreter des Hessischen Wirtschaftsministeriums hat sich dahin-

gehend geäußert, dass dem Ministerium lediglich der Nichtbeanstandungsbescheid vom 

9.2.1978 vorläge. 

 

Am 4.9.2019 kam der Verhandlungsleiter der Vorhabenträgerin, Herr Cronau , Leiter Geneh-

migungen/Umweltschutz Leitungen bei Amprion, dann noch einmal auf diesen Sachverhalt zu 

sprechen. Er sagte, dass ein Stromkreis bis 2008 nur für einen 220-kV-Netzbetrieb ausge-

legt war. Erst danach sei auch dieser Stromkreis auf einen 380-kV-Netzbetrieb aufgerüs-

tet worden. 

 

Auf ausdrückliche Nachfrage von Herrn Kupfer, ob diese Aussage des Herrn Cronau 

protokolliert worden sei, antwortet Herr Hagenberg, dass dies der Fall sei (Äußerung 

Herr Cronau, 4.9.2019 etwa gegen 14.50 Uhr). Vgl. BNetzA, Erörterungstermin Bun-

desfachplanungsverfahren, Vorhaben Nr. 2 BBPlG Abschnitt D, Limburg, 2. bis 6. Sep-

tember 2019, Protokoll, S. 576. 
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Da nach 2006 grundsätzlich jede Änderung einer Hoch- oder Höchstspannungsleitung planfest-

stellungspflichtig war, ist davon auszugehen, dass die zeitlich nachfolgende Ertüchtigung einer 

220-kV-Leitung auf 380-kV-Betrieb unter Vornahme baulicher Maßnahmen (Tausch der Lei-

terseile, Einbau anderer Isolatoren usw.) planfeststellungspflichtig war. 

Eine rechtswidrige Vorbelastung setzt die Schutzwürdigkeit der Interessen Betroffener nicht 

herab.  

 

4.2.1.2 Vorbelastung mindert nicht Schutzwürdigkeit mit Blick auf weitergehende 

Belastung  

Gerade eben wurde dargelegt, dass im hier vorliegenden Fall aus der Vorbelastung schon des-

halb nicht ohne Weiteres auf eine Minderung der Schutzwürdigkeit geschlossen werden kann, 

weil ein 380kV-Stromkreis wohl illegal errichtet wurde und genutzt wird. 

Hinzu kommt ein weiterer Gesichtspunkt: Eine Mindergewichtung ihrer Rechte müssen Be-

troffene allenfalls insoweit hinnehmen, wie sie bereits tatsächlich belastet sind. Eine an eine 

alte Leitung herangerückte Bebauung hat eine Mindergewichtung ihrer Schutzwürdigkeit nur 

mit Blick auf die Masten hinzunehmen, an die sie herangerückt ist. Aus dieser Vorbelastung 

kann aber nicht ohne Weiteres auf eine Mindergewichtung geschlossen werden, etwa mit Blick 

auf neue – insbesondere höhere – Masten an ggfs. neuen Maststandorten mit ggfs. leistungs-

stärkeren und zahlreicheren Leitungen, über die ein bislang nicht erprobter und intensiverer 

Netzbetrieb gefahren wird. Die über den legalen status quo hinausgehende weitere Belastung 

darf nicht geringer gewichtet werden, als es ihr in der konkreten Situation tatsächlich entspricht. 

Anderenfalls liegt eine Abwägungsfehlgewichtung bzw. Abwägungsdisproportionalität vor. 

 

 

4.2.1.3 Hier: Sonderfall der heranrückenden Leitung 

Hintergrund für die Schutzminderung infolge legaler Vorbelastung ist der Umstand, dass die 

schutzbedürftige und an sich schutzwürdige Wohnnutzung an eine bereits bestehende Leitung 

herangerückt ist. Die Figur der Schutzminderung in Folge legaler Vorbelastung ist eine Aus-

prägung des Verbots widersprüchlichen Verhaltens. Wer sich selbst erhöhten Immissionen aus-

setzt, kann nicht anschließend verlangen, die hierfür kausalen Emissionen zu beschränken. 
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Im vorliegenden Fall hat die Wohnbebauung aber schon längst bestanden, bevor die Bestands-

leitungen auf einen Betrieb mit 380kV ausgebaut worden sind. Hinzu kommt, dass davon aus-

zugehen ist, dass eines der beiden Leitungssysteme – wie oben dargelegt – illegal errichtet und 

seither betrieben wird. 

 

Der Trassenbau erfolgte trotz vorhandener Wohnbebauung. Die Umrüstung von zwei 1x220 

kV-Wechselstromleitung auf einmal 4x220 kV und einmal 4x380 kV AC (Amprion) erfolgte 

in 2008, also lange nach Fertigstellung der Wohngebiete Lenzhalder Weg (Bebauungsplan aus 

dem Jahr 1964) und Schäfersberg (Bebauungsplan aus dem Jahr 1976). 

 

Die ursprüngliche Trasse wurde so ständig in ihrer Kapazität aufgestockt, ohne auf die inzwi-

schen entstandene Bebauung im Umfeld der Leitung Rücksicht zu nehmen, bzw. die Abstände 

anzupassen.  

 

 

4.2.2 Konkrete Abwägung 

Im Anschluss an die Darstellung der rechtlichen Anforderungen an die Alternativenprüfung im 

Rahmen der Bundesfachplanung (C.I = S. 10) und der Betrachtung sowohl der Antragsvariante 

(C.II.2 = S. 14) als auch der Alternative Niedernhausen D3 (C.II.3 = S. 34) wird im Folgenden 

nochmals konkret dargelegt, dass die Alternative Niedernhausen D3, also die Umgehung der 

Wohnbereiche der Gemeinde Niedernhausen (Ultranet und 380 kV-Bestandsleitung der Vor-

habenträgerin), eine sachgerechtere und ausgewogenere Einbindung des Trassenkorridors in 

seine Umgebung erlaubt als die von der Vorhabenträgerin favorisierte Durchquerung der Orts-

lage der Gemeinde. Dabei soll der Fokus auf den wesentlichen abwägungsrelevanten Belangen 

liegen: Die Belastung der Menschen im Trassenkorridor mit Lärm sowie elektrischen und mag-

netischen Feldern (4.2.2.1), die Flächenbilanz (4.2.2.2), die städtebaulichen Entwicklungsmög-

lichkeiten der Gemeinde Niedernhausen (4.2.2.3) das Orts- und Landschaftsbild (4.2.2.4) sowie 

die Kostenbilanz (4.2.2.5). Schließlich ist auch kein Zeitgewinn mit der Wohngebietstrasse ver-

bunden, obwohl die Leitung in alter Trasse verlaufen würde (4.2.2.6). 
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4.2.2.1 Belastung der Menschen im Trassenkorridor in der Ortslage der Kernge-

meinde Niedernhausen mit Lärm sowie elektromagnetischen Feldern 

Die Antragsvariante erweist sich im Hinblick auf die Belastung der Menschen im Trassenkor-

ridor in der Ortslage der Kerngemeinde Niedernhausen mit Lärm sowie elektromagnetischen 

Feldern als nicht abwägungsgerecht. Die von der Vorhabenträgerin vorgesehene Korridorfüh-

rung durch die Ortslage der Kerngemeinde Niedernhausen führt dazu, dass ca. 5.000 Menschen, 

die dauerhaft in diesem Bereich leben, zukünftig stärker als heute von Lärmauswirkungen be-

troffen sein werden, gegebenenfalls sogar erstmals oder intensiver unter gesundheitsschädli-

chem Lärm (65 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts) werden leiden müssen. Hinzu kommt die 

Lärmmehrbelastung für etwa 1.000 Schüler und 300 Kinder in Betreuungseinrichtungen im 

Bereich des Trassenkorridors sowie für die jährlich etwa 90.000 Besucher des Waldschwimm-

bades. Entsprechendes gilt für die gesteigerte Belastung dieses Personenkreises mit elektrischen 

und magnetischen Feldern. 

 

Demgegenüber kommt es bei der von Gemeinde Niedernhausen favorisierten alternativen Kor-

ridorführung D3 nicht nur zu keiner Mehrbelastung. Die Mitführung auch der bestehenden 380 

kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin in der Korridoralternative führt vielmehr zum Weg-

fall der Hauptursache für die bestehenden Belastungen mit Lärm und elektrischen sowie mag-

netischen Feldern, so dass es insoweit zu einer erheblichen Entastung von mehreren Tausend 

Menschen kommt. Da die Antragsvariante das Schutzgut Mensch bzw. menschliche Gesund-

heit folglich nicht mit der ihm zukommenden Gewichtung in der Abwägung berücksichtigt, ist 

sie als abwägungsfehlerhaft zu qualifizieren. 

 

 

4.2.2.2 Flächenbilanz 

Der Gesichtspunkt der bilanzierten Flächeninanspruchnahme wird in der Abwägung der Vor-

habenträgerin nur unzureichend abgearbeitet. Zwar ist es zutreffend, dass es die Führung des 

Antragskorridors durch die Ortslage von Niedernhausen ermöglicht, das Ultranet-Vorhaben 

(weitgehend) auf den Masten der bestehenden 380 kV-Wechselstromfreileitung der Vorhaben-

trägerin zu realisieren, so dass sich überhaupt kein oder nur ein sehr geringer Flächenverbrauch 

ergibt. Dies gilt mittelfristig aber auch für die Alternative D3. Zwar nimmt die Verschwenkung 

von Ultranet unter Mitnahme der 380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin auf der Alter-

native D3 erstmalig 40,8 ha Außenbereichsflächen neu in Anspruch. Durch den Rückbau der 
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dadurch nicht mehr benötigten innerörtlichen Trasse werden aber unmittelbar 13,7 ha Fläche 

frei, so dass die bilanzierte Flächeninanspruchnahme nur noch bei 27,1 ha liegt. Dieser Wert 

wird sich nochmals erheblich reduzieren, wenn – entsprechend des Stufenplans – auch die der-

zeit innerörtlich verlaufenden Hochspannungsleitungen (Syna/Westnetz und Bahn) sowie das 

Umspannwerk in den alternativen Korridor verlagert werden. Diesen Gesichtspunkten trägt die 

Entscheidung der Vorhabenträgerin zugunsten der Antragsvariante nicht hinreichend Rech-

nung. 

 

 

4.2.2.3 Städtebauliche Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinde Niedernhausen 

Nicht frei von Abwägungsfehlern erweist sich überdies die Behandlung des Belangs der städ-

tebaulichen Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinde Niedernhausen. Diese ist in ihrer wei-

teren städtebaulichen Entwicklung durch die Tallage grundsätzlich auf eine Nachverdichtung 

innerhalb bestehender Baugebiete beschränkt. Die danach allein mögliche Innenentwicklung 

wird jedoch praktisch ausgeschlossen, wenn Ultranet unter Belassung der 380 kV-Bestandslei-

tung der Vorhabenträgerin im innerörtlichen Korridor der Antragsvariante verwirklicht wird. 

Denn nach den für die Bauleitplanung bindenden Vorgaben des Hessischen Landesentwick-

lungsplans ist die Ausweisung neuer bzw. die Überplanung bestehender Baugebiete in einem 

Abstand von 400 m zu einer Höchstspannungsleitung ausgeschlossen. Wird Ultranet unter Mit-

nahme der 380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin dagegen auf der Alternative D3 rea-

lisiert, steht der freiwerdende innerörtliche Korridor für die Ausweisung neuer Baugebiete zur 

Verfügung. Diese werden aufgrund des im Großraum Frankfurt/Rhein-Main bestehenden ho-

hen Siedlungsdrucks dringend benötigt, um dem starken Anstieg der Miet- und Immobilien-

preise entgegenzuwirken. Da die Antragsvariante diesem bedeutsamen Abwägungsbelang nicht 

zur Durchsetzung verhilft, erweist sie sich nicht als abwägungsgerechtes Planungsergebnis. 

 

 

4.2.2.4 Orts- und Landschaftsbild 

Entsprechendes gilt hinsichtlich des Orts- und Landschaftsbildes. Wenn – wie im Falle der An-

tragsvariante vorgesehen – Ultranet (unter Belassung der 380 kV-Bestandsleitung der Vorha-

benträgerin) im innerörtlichen Bereich von Niedernhausen realisiert wird, erscheint das bereits 

stark belastete Orts- und Landschaftsbild in diesem Bereich kaum mehr zu retren. Denn für die 

Aufnahme der Ultranet-Leitung müssen die bestehenden Masten nochmals um ca. 20 % erhöht 
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werden. Demgegenüber bietet die Alternative D3 die Möglichkeit, sowohl Ultranet als auch die 

380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträgerin um die Kerngemeinde Niedernhausen herumzu-

führen und in der Folge die bestehende Höchstspannungstrasse im Innerortsbereich zurückzu-

bauen. Nur so kann die Gemeinde Niedernhausen wieder ein homogenes Orts- und Land-

schaftsbild zurückerhalten. Der Belang des Orts- und Landschaftsbildes findet bei der Antrags-

alternative folglich in zu geringem Maße Berücksichtigung. 

 

 

4.2.2.5 Kostenbilanz 

Schließlich nimmt die Vorhabenträgerin in der Abwägung keine Gesamtbilanz der Kosten vor, 

so dass sich ihre Entscheidung zugunsten der Antragsvariante unter Kostengesichtspunkten 

nicht als abwägungsgerecht erweist. Zwar ist es zutreffend, dass es die Führung des Antrags-

korridors durch die Ortslage von Niedernhausen ermöglicht, das Ultranet-Vorhaben (weitge-

hend) auf den Masten der bestehenden 380 kV-Wechselstromfreileitung der Vorhabenträgerin 

zu realisieren, so dass sich die reinen Baukosten auf 2,4 Mio. Euro begrenzen lassen (vorbe-

haltlich der Richtigkeit dieser Angabe der Vorhabenträgerin). Demgegenüber verursacht die 

Verschwenkung von Ultranet unter Mitnahme der 380 kV-Bestandsleitung der Vorhabenträge-

rin auf der Alternative D3 Baukosten in Höhe von 14,1 Mio. Euro. Diesen Kosten stehen jedoch 

Wertsteigerungen gegenüber, die durch den Rückbau der Bestandsleitung und die dadurch 

möglich werdende Nachverdichtung im Bereich der rückgebauten Trasse im innerörtlichen Be-

reich entstehen. Diese betragen mehr als 6,5 Mio. Euro, so dass sich die Gesamtkosten der 

Alternative D3 auf gut 7,5 Mio. Euro reduzieren. Dieser Wert wird sich voraussichtlich weiter 

reduzieren, wenn – entsprechend des Stufenplans – auch die derzeit innerörtlich verlaufenden 

Hochspannungsleitungen (Syna/Westnetz und Bahn) sowie das Umspannwerk in den alternati-

ven Korridor verlagert und die dadurch frei werdenden Flächen als Wohnbaugebiete ausgewie-

sen werden. Dem Gesichtspunkt der Gesamtbilanzierung der Kosten trägt die Entscheidung der 

Vorhabenträgerin zugunsten der Antragsvariante nicht hinreichend Rechnung. 

 

 

4.2.2.6 Das Zeitargument 

Vorhabenträgerin und BNetzA sind spätestens seit der Erörterung in Limburg Anfang Septem-

ber 2019 vollständig über die Alternative D3 informiert. Die BNetzA hatte bereits damals eine 

gewissenhafte Prüfung ausdrücklich zugesagt. 
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 Dazu im Einzelnen näher bereits oben, A = ab S. 4. 

 

Die Erörterung in Limburg ist mittlerweile seit rund zwei Jahren und acht Monaten abgeschlos-

sen. In dieser Zeit wäre es unproblematisch möglich gewesen, einen wirklich aussagekräftigen 

Alternativenvergleich zu erarbeiten und (!) eine entsprechende Umplanung durchzuführen so-

wie in das Verfahren einzuführen. 

 

Zur Kritik an dem von der Vorhabenträgerin bislang vorgelegten, unzureichenden Al-

ternativenvergleich eingehen oben, B = ab S. 8. 

 

Wenn jetzt vorgetragen wird, es sei angesichts der Dringlichkeit der Energiewende und der 

Bedeutung von Ultranet für die Energiewende einfach zu spät, um Abweichungen wie die hier 

vorliegende Alternative D3 gewissenhaft zu prüfen und eine entsprechende Umplanung vorzu-

nehmen, so ist das weder zutreffend, noch überhaupt eine rechtlich zulässige Argumentation. 

Vor allen Dingen aber ist sie ungerecht.  

 

Dadurch, dass die Vorhabenträgerin bis heute keine belastbare Alternativenprüfung vorgelegt 

hat, hat sie ihre Obliegenheit verletzt, dieses Bundfachplanungsverfahren bestmöglich zu för-

dern. Wenn sie sich jetzt darauf beruft, die BNetzA würde ihrem Auftrag nicht gerecht werden, 

das Vorhaben schnell zuzulassen, verhält sie sich widersprüchlich. Amprion kann nicht auf der 

einen Seite die sie als Vorhabenträgerin treffende Obliegenheit verletzen, belastbare Verfah-

rensunterlagen vorzulegen, und auf der anderen Seite dann nach Jahren darauf drängen, die Zeit 

sei jetzt schlussendlich zu knapp geworden, um die geschuldete exakte Untersuchung noch 

durchzuführen. 

 

Tatsächlich besteht auch gar keine Zeitersparnis! 

­ Zwar wird die Entscheidung in der Bundesfachplanung selbst nicht durch Betroffene ge-

richtlich angegriffen werden können. Dies wird aber nach Erlass des Planfeststellungsbe-

schlusses der Fall sein – und dann insoweit rückwirkend, als auch die Entscheidung in der 

Bundesfachplanung inzident überprüft werden wird. 

­ Dadurch, dass die Vorhabenträgerin für ihr Vorhaben andere Maststandorte benötigen wird, 

ist die vollständige gerichtliche Überprüfung zugunsten der jeweils betroffenen privaten 

Eigentümer eröffnet. Insoweit unterscheidet sich die Ortsdurchquerung in alter Trasse eben 

nicht von der neuen Ortsumgehung! 
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­ Hinzu kommt, dass die Ortsdurchquerung – im Unterschied zur Ortsumgehung – Menschen 

massiv in ihrer Gesundheit betreffen wird. Auch insoweit wird die gerichtliche Überprüfung 

eröffnet sein. Das wird mit Blick auf die Alternative D3 gerade nicht der Fall sein. 

 

Schlussendlich sei das Eine aber ganz deutlich hervorgehoben: Selbst, wenn mit der Ortsdurch-

querung eine gewisse Zeitersparnis verbunden wäre – was, wie dargelegt, nicht der Fall ist – 

wäre das – selbstverständlich (!) – kein rechtlich zulässiges Argument, die gegenläufigen Be-

lange geringer zu gewichten. Vor allem dann nicht, wenn man sich bisher Jahre Zeit gelassen 

und dabei immer noch keine zulassungsfähige Planung vorgelegt hat. 

 

Dieser Vorwurf, hier einer nach objektiven Gesichtspunkten offensichtlich verfehlten Planung 

zum Durchbruch zu verhelfen, wird – am Ende dieses Schriftsatzes und nach all den vorgetra-

genen Argumenten – besonders deutlich, wenn man sich den umgekehrten Fall vorstellt: 

 

Hätte die Vorhabenträgerin beantragt, die Leitung außerhalb der Ortslage zu errichten, 

und wäre dann – egal von wem – die Forderung laut geworden, mit dieser Leitung, die 

von ihrer Dimension und ihren Auswirkungen jede Örtlichkeit sprengt und der Wohn-

nutzung diametral entgegensteht, den Ort zu durchschneiden, hätte jedermann die 

Hände über dem Kopf zusammengeschlagen. Einem solchen Einwender würde die 

BNetzA – völlig zu Recht – entgegengehalten, dass das Trennungsgebot nach § 50 S. 1 

BImSchG, das Überspannungsverbot nach § 4 Abs. 3 der 26. BImSchG – und zwar auch 

außerhalb seines unmittelbaren Anwendungsbereichs –, der Schutz der Grundrechte der 

betroffenen Anwohner (Art. 2 Abs. 2 S. 1 und Art. 14 GG) und der Schutz der örtlichen 

Gemeinschaft nach Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG ein derart unsinniges Ansinnen kategorial 

ausschließen. Wenn man aber diesem Ergebnis zustimmt, wird es nicht anders ausfallen, 

wenn es die Vorhabenträgerin selbst ist, die die Ortsdurchquerung beantragt. 
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